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287. Bundesgesetz vom 8. Juli 1969,
mit dem die Lehrerdienstpragmatik abge-

ändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Die Lehrerdienstpragmatik, RGBl. Nr. 319/

1917, wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. § 3 Abs. 1 hat zu lauten:
„§ 3. (1) Die Verwendung eines Lehrers, wel-

cher dadurch in das Verhältnis der dienstlichen
Über- oder Unterordnung zu einer Person treten
würde, mit der er in gerader Linie verwandt
oder verschwägert oder in der Seitenlinie bis
einschließlich zum dritten Grad verwandt oder
verschwägert ist oder zu der er im Ehe- oder
Wahlkindschaftsverhältnis steht, ist nur mit
Genehmigung der Zentralstelle gestattet."

2. In der Überschrift zu § 14 ist das Wort
„Qualifikation" durch das Wort „Dienstbeurtei-
lung" zu ersetzen.

3. Die §§ 14 bis 21 haben zu lauten:
„§ 14. (1) Lehrer bis einschließlich der 3. Ge-

haltsstufe, alle im provisorischen Dienstverhältnis
sowie alle in den ersten drei Jahren der Lehr-
tätigkeit, befindlichen Lehrer, ferner jene Lehrer,
deren letzte Gesamtbeurteilung nicht mindestens
auf „gut" lautet, sind jedes Schuljahr zu beurtei-
len.

(2) Die übrigen Lehrer sind alle drei Jahre
für das letzte Schuljahr zu beurteilen.

(3) Lehrer sind für das Schuljahr zu beurteilen:
a) in dem sie die 9. Gehaltsstufe erreicht

haben;
b) für das die Dienstbehörde eine Feststellung

für notwendig hält, ob die Gesamtbeurtei-
lung gegenüber der letzten zu ändern sei,
auf deren Antrag.

(4) Direktoren von Akademien und verwand-
ten Lehranstalten sowie von mittleren und höhe-
ren Schulen ferner alle Lehrer ab der 13. Gehalts-
stufe, die bereits mindestens dreimal beurteilt
wurden, sind nur auf Antrag der Dienstbehörde
zu beurteilen, sofern die Dienstbeurteilung für
eine dienstrechtliche Maßnahme von Bedeutung
ist.

(5) Der Lehrer ist auf seinen Antrag zu beur-
teilen, wenn er geltend macht, daß für ein Schul-
jahr, für das er nach Abs. 2 oder 4 nicht zu beur-
teilen ist, eine bessere als die letzte Gesamt-
beurteilung angemessen sei. Der Antrag ist spä-
testens an dem auf dieses Schuljahr folgenden
15. Oktober im Dienstwege einzubringen; der
Lehrer hat anzugeben, in welchen Punkten der
Dienstbeurteilung (§ 20) er eine Abänderung
begehrt, die zu einer anderen Gesamtbeurteilung
führen könnte.

§ 15. (1) Zur Durchführung der Dienstbeurtei-
lung werden errichtet:

a) je eine Dienstbeurteilungskommission bei
den Landesschulräten,

b) eine Dienstbeurteilungskommission beim
sachlich zuständigen Bundesministerium,

c) eine Dienstbeurteilungsoberkommission
beim sachlich zuständigen Bundesministe-
rium.

(2) Für Dienstbeurteilungen in erster Instanz
sind zuständig:

a) die Dienstbeurteilungskommission bei den
Landesschulräten für Lehrer, die an einer
dem Landesschulrat unterstehenden Schule
(Schülerheim) oder bei einer Schulbehörde
des Bundes in den Ländern verwendet
werden, und

b) die Dienstbeurteilungskommission beim
sachlich zuständigen Bundesministerium für
die nicht unter lit. a genannten Lehrer.

40 149



1494 73. Stück — Ausgegeben am 13. August 1969 — Nr. 287

(3) Für Dienstbeurteilungen in zweiter Instanz
ist die Dienstbeurteilungsoberkommission beim
sachlich zuständigen Bundesministerium zustän-
dig.

§ 16. (1) Die Vorsitzenden, die Stellvertreter
und die erforderliche Anzahl der weiteren Mit-
glieder der Dienstbeurteilungskommissionen sind
aus dem Kreise der definitiven Beamten (ein-
schließlich Lehrer) der Dienststelle, bei der eine
Dienstbeurteilungskommission errichtet wird,
und der Schulen (Schülerheime), die dieser Dienst-
stelle unterstehen, vom sachlich zuständigen Bun-
desminister zu bestellen; die Mitglieder für eine
Dienstbeurteilungskommission bei einem Landes-
schulrat sind auf Grund eines Vorschlages des
Landesschulrates zu bestellen. Vor der Bestellung
der Religionslehrer, die gemäß §17 Abs. 4 und 5
den Senaten anzugehören haben, ist ein Vorschlag
der entsprechenden gesetzlich anerkannten Kirche
oder Religionsgesellschaft einzuholen; die Ein-
holung des Vorschlages obliegt dem Landesschul-
rat, sofern der Religionslehrer der Dienstbeurtei-
lungskommission beim Landesschulrat angehören
soll. Die Bestellung hat mit Wirkung vom 1. Sep-
tember eines Kalenderjahres auf die Dauer von
drei Jahren zu erfolgen. Scheiden Mitglieder wäh-
rend der Funktionsdauer aus, so sind, wenn es
erforderlich ist für den Rest der Funktionsdauer
andere Mitglieder zu bestellen.

(2) Bei der Bestellung der Kommissionsmit-
glieder ist auf die Bestimmungen über die Zusam-
mensetzung der Senate Bedacht zu nehmen.

(3) Stehen aus dem Personalstand einer Dienst-
stelle, bei der eine Dienstbeurteilungskommission
zu errichten ist, und der Schulen (Schülerheime),
die dieser Dienststelle unterstehen, die für die
Zusammensetzung der Senate erforderlicher.
Beamten (einschließlich Lehrer) nicht zur Ver-
fügung, so sind diese aus dem Personalstand
anderer Dienststellen zu bestellen. Sollen diese
aus dem Personalstand eines anderen Ressorts
oder eines Bundeslandes bestellt werden, so ist
vor der Bestellung die Zustimmung der zustän-
digen obersten Dienstbehörde einzuholen.

(4) Zu Mitgliedern der Dienstbeurteilungs-
kommissionen dürfen Beamte (einschließlich Leh-
rer), über die rechtskräftig eine Disziplinarstrafe
verhängt worden ist, nicht bestellt werden,
solange diese im Standesausweis nicht gelöscht
ist. Ferner dürfen Beamte (einschließlich Lehrer),
deren Mitgliedschaft zu den Dienstbeurteilungs-
kommissionen nach Abs. 5 oder 6 ruhen oder
enden würde, nicht zu Mitgliedern der Dienst-
beurteilungskommission bestellt werden.

(5) Die Mitgliedschaft zu den Dienstbeurtei-
lungskommissionen ruht in den Fällen der Ein-
leitung eines Disziplinarverfahrens (§ 122 oder
gleichartige Bestimmungen) wegen eines Dienst-
vergehens bis zu dessen rechtskräftigem Ab-
schluß, der Suspendierung vom Dienst (§§ 153,
154 oder gleichartiger Bestimmungen), der Außer-

dienststellung, der Erteilung eines Urlaubes von
mehr als drei Monaten und der Ableistung des
ordentlichen oder außerordentlichen Präsenz-
dienstes.

(6) Die Mitgliedschaft zu den Dienstbeurtei-
lungskommissionen endet mit Ablauf der Bestel-
lungsdauer, mit der Beendigung des Dienstver-
hältnisses, der rechtskräftigen Verhängung einer
Disziplinarstrafe, der Übernahme in einen ande-
ren Personalstand, der Versetzung an eine andere
Dienststelle, bei Lehrern jedoch nur, wenn für
diese andere Dienststelle eine andere Dienstbeur-
teilungskommission zuständig ist, der Versetzung
ins Ausland, der Versetzung in den zeitlichen
oder dauernden Ruhestand, dem Übertritt in
den dauernden Ruhestand sowie der Annahme
einer Austrittserklärung (§ 90 oder gleichartiger
Bestimmungen).

§ 17. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Mit-
glieder der Dienstbeurteilungskommission sind in
Ausübung dieses Amtes selbständig und unab-
hängig.

(2) Die Vorsitzenden der Dienstbeurteilungs-
kommissionen und deren Stellvertreter werden
von dem jeweils rangältesten Mitglied der Dienst-
beurteilungskommission vertreten. Bei der Be-
stimmung des rangältesten Mitgliedes entscheidet
im Zweifelsfalle bei vergleichbaren Verwendungs-
gruppen die Höhe des Gehaltes einschließlich
einer allfälligen Dienstalterszulage, jedoch ohne
sonstige Zulagen und Mehrdienstleistungsvergü-
tungen.

(3) Die Dienstbeurteilungskommissionen ent-
scheiden in Senaten, die aus fünf Mitgliedern
bestehen, von denen eines den Vorsitz führt und
ein anderes den Bericht erstattet. Der Bericht-
erstatter wird vom Vorsitzenden des Senates
bestimmt. Ein Beamter (einschließlich Lehrer) hat
als Protokollführer (Abs. 14) mitzuwirken.

(4) Den Senaten der Dienstbeurteilungskom-
missionen haben mindestens ein rechtskundiger
Beamter und mindestens zwei Lehrer anzugehö-
ren. Von den Lehrern hat nach Tunlichkeit ein
Mitglied an der Schulart (Schülerheim) tätig zu
sein, an der der zu beurteilende Lehrer haupt-
sächlich verwendet wird; dieser Lehrer hat bei
der Beurteilung eines Schulleiters Schulleiter und
bei der Beurteilung eines Religionslehrers Reli-
gionslehrer desselben Bekenntnisses zu sein.

(5) Den Senaten der Dienstbeurteilungsober-
kommission haben mindestens ein rechtskundiger
Beamter und mindestens ein Lehrer anzugehören.
Dieser Lehrer hat nach Tunlichkeit an der Schul-
art (Schülerheim) tätig zu sein, an der der zu
beurteilende Lehrer hauptsächlich verwendet
wird; dieser Lehrer hat bei der Beurteilung eines
Schulleiters Schulleiter und bei der Beurteilung
eines Religionslehrers Religionslehrer desselben
Bekenntnisses zu sein.
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(6) In den Senaten dürfen keine Mitglieder
niedrigerer Verwendungsgruppen als der des zu
beurteilenden Lehrers sowie keine Mitglieder, die
die Dienstbeschreibung des zu beurteilenden Leh-
rers verfaßt oder auf Grund des § 18 Abs. 1
letzter Satz überprüft haben, mitwirken.

(7) Den Vorsitz in den Senaten führt das dem
Dienstrang nach älteste Mitglied. Hiebei ist der
zweite Satz des Abs. 1 sinngemäß anzuwenden.
Gehört einem Senat der Vorsitzende der Dienst-
beurteilungskommission oder dessen Stellvertre-
ter an, führt dieser den Vorsitz.

(8) Die Senate fassen ihre Beschlüsse mit abso-
luter Stimmenmehrheit. Eine Stimmenthaltung
ist unzulässig.

(9) Teilen sich die Stimmen in mehr als zwei
verschiedene Meinungen, sodaß keine dieser Mei-
nungen die erforderliche Mehrheit für sich hat,
so hat der Vorsitzende zu versuchen, ob sich
durch Teilung der Fragen und Wiederholung der
Umfrage eine absolute Mehrheit erzielen lasse.
Bleibt dieser Versuch erfolglos, so werden die
dem zu beurteilenden Beamten nachteiligsten
Stimmen den zunächst minder nachteiligen so
lange zugezählt, bis sich eine absolute Stimmen-
mehrheit ergibt.

(10) Bei der Abstimmung stimmen die dem
Dienstrange nach jüngeren Senatsmitglieder vor
den älteren. Hiebei ist der zweite Satz des Abs. 1
sinngemäß anzuwenden. Der Berichterstatter
stimmt zuerst, der Vorsitzende zuletzt.

(11) Jedes Mitglied kann mehreren Senaten
angehören.

(12) Der Vorsitzende, der Stellvertreter und
die drei rangältesten weiteren Mitglieder der
Dienstbeurteilungskommission, von denen jedoch
mindestens eines Lehrer sein muß, haben gemein-
sam bis zum 1. Oktober jeden Kalenderjahres für
die Dauer des laufenden Schuljahres die Senate
zusammenzusetzen und die Geschäfte unter den
Senaten zu verteilen. Zugleich ist die Reihenfolge
zu bestimmen, in der die übrigen Kommissions-
mitglieder bei Verhinderung eines Senatsmitglie-
des in die Senate eintreten. Sie haben im Falle
der Notwendigkeit auch Änderungen der
Geschäftseinteilung während des laufenden Schul-
jahres vorzunehmen. Die Geschäftsverteilung
wird für jedes Schuljahr festgesetzt.

(13) Für die sachlichen Erfordernisse der
Dienstbeurteilungskommissionen und die Besor-
gung ihrer Kanzleigeschäfte haben die Dienststel-
len aufzukommen, bei denen sie eingesetzt sind.

(14) Die Vorstände der Dienststellen, bei denen
Dienstbeurteilungskommissionen eingesetzt sind,
bestimmen die Protokollführer.

§ 18. (1) Über den Lehrer ist eine dem § 20
entsprechende, mit der erforderlichen Begrün-
dung versehene Dienstbeschreibung zu verfassen.
Diese Aufgabe obliegt

a) bei Lehrern, die an Schulen (Schülerheimen)
verwendet werden, den Leitern dieser Schu-

len (Schülerheimen); sofern dem Lehrer
auch ein Fachvorstand vorgesetzt ist, hat
dieser an der Dienstbeschreibung mitzu-
wirken;

b) bei Leitern von Schulen (Schülerheimen),
sowie bei Lehrern an privaten Schulen
(Schülerheimen), deren Leiter nicht unter
die Bestimmungen dieses Gesetzes fallen,
dem für die betreffende Anstalt zuständigen
Landesschulinspektor, sofern ein Landes-
schulinspektor für die Schule (das Schüler-
heim) nicht bestellt ist, dem für den über-
wiegenden Teil der dienstlichen Obliegen-
heiten unmittelbar Vorgesetzten;

c) bei Lehrern, die an einer anderen Dienst-
stelle als einer Schule (einem Schülerheim)
verwendet werden, dem unmittelbar vor-
gesetzten Amts- oder Abteilungsvorstand.

Die Dienstbeschreibung ist im Dienstwege bis
spätestens zu dem der Dienstbeurteilungsperiode
nachfolgenden 30. November an die Dienstbeur-
teilungskommission zu leiten. Die eingegliederten
Zwischenstellen (überwachenden Organe) haben
sich über die Dienstbeschreibung, und zwar im
Falle einer abweichenden Meinung mit Angabe
der Gründe, zu äußern.

(2) Das zur Dienstbeschreibung zuständige
Organ soll den Lehrer, dessen Dienstleistung in
einer die Dienstbeschreibung beeinflußenden
Weise nachgelassen hat, unverzüglich nachweislich
ermahnen.

(3) Die Dienstbeschreibung eines Lehrers ist
von dem nach Abs. 1 zuständigen Organ jener
Dienststelle zu verfassen, deren Personalstand der
Lehrer am Ende des Schuljahres, für das die
Dienstbeschreibung gilt, angehört hat; sofern der
Lehrer mehreren Dienststellen gleichzeitig ange-
hört hat, ist das nach Abs. 1 zuständige Organ
jener Dienststelle zuständig, an der der Lehrer
in den letzten sechs Monaten des Beurteilungs-
zeitraumes den überwiegenden Teil seiner Dienst-
verpflichtung erfüllt hat. War der Lehrer wäh-
rend des Schuljahres anderen Dienststellen zur
Dienstleistung zugeteilt, so sind für die Dienst-
beschreibung maßgebende Umstände von diesen
Dienststellen dem beschreibenden Organ auf
dessen Ersuchen zur Kenntnis zu bringen. Dieses
Ersuchen ist jedenfalls dann zu stellen, wenn
die Dienstzuteilung zu einer Dienststelle über
drei Monate gedauert hat. Hat sich die Dienst-
zuteilung zu einer Dienststelle auf den ganzen
Beurteilungszeitraum erstreckt, so ist die Dienst-
beschreibung von dem nach Abs. 1 zuständigen
Organ jener Dienststelle zu verfassen, der der
Lehrer zugeteilt war.

(4) Tritt in der Person des beschreibenden
Organs ein Wechsel ein, so hat das bisher für
die Dienstbeschreibung zuständige Organ alle für
die Dienstbeschreibung maßgebenden Umstände
aus dem Beschreibungszeitraum dem Nachfolger



1496 73. Stück — Ausgegeben am 13. August 1969 — Nr. 287

zur Kenntnis zu bringen. Ist dies nicht möglich,
so hat das für die Dienstbeschreibung zuständige
Organ alle für die Dienstbeschreibung maßgeben-
den Umstände zu erkunden.

(5) Ist das nach Abs. 3 für die Dienstbeschrei-
bung zuständige Organ verhindert, so hat die
Dienstbeschreibung der Vertreter des Organs, das
die Dienstbeschreibung durchzuführen gehabt
hätte, zu verfassen.

(6) Hat bei alljährlich zu beschreibenden Leh-
rern das beschreibende Organ festgestellt, daß
keine Änderung gegenüber der letzten Dienst-
beschreibung eingetreten ist, so kann sich die
Dienstbeschreibung auf einen Hinweis auf die
letzte Dienstbeschreibung beschränken. Ein sol-
cher Hinweis ist nur zweimal nacheinander zuläs-
sig.

(7) Die Dienstbeschreibung und Dienstbeurtei-
lung hat zu entfallen, wenn der Lehrer in einem
der Dienstbeschreibung unterliegenden Schuljahr
länger als sechs Monate während des Unterrichts-
jahres keinen Dienst versehen hat. In diesem
Fall ist der Lehrer für jenes nächstfolgende Schul-
jahr zu beschreiben, in dem die Voraussetzungen
für den Entfall der Dienstbeschreibung nicht
gegeben sind. Der Dienstbeurteilungskommission
ist an Stelle der Dienstbeschreibung ein Bericht
über den Entfall derselben vorzulegen,

(8) Von einer Dienstbeschreibung und Dienst-
beurteilung kann Abstand genommen werden,
wenn sich die Dienstleistung des Lehrers aus-
schließlich aus nicht in seinem Verschulden gele-
genen Gründen vorübergehend verschlechtert hat.

(9) Alle zur Mitwirkung im Dienstbeurtei-
lungsverfahren berufenen Beamten (einschließ-
lich Lehrer) haben bei Ausübung ihrer Funktion
strenge Gewissenhaftigkeit, Unparteilichkeit und
Verschwiegenheit zu beobachten. Die Dienstbeur-
teilungskommissionen haben insbesondere auch
auf die möglichste Gleichmäßigkeit in der Beurtei-
lung der Lehrer bedacht zu sein.

§ 19. (1) Die Dienstbeurteilungskommissionen
haben auf Grund der vorliegenden Dienst-
beschreibung über die Gesamtbeurteilung zu ent-
scheiden.

(2) Ist die Dienstbeschreibung so mangelhaft,
daß kein ausreichendes Bild über den zu beschrei-
benden Lehrer gewonnen werden kann, so haben
die Dienstbeurteilungskommissionen die notwen-
digen Erhebungen im kürzesten Weg vorzuneh-
men oder erforderlichenfalls die Dienstbeschrei-
bung dem zur Dienstbeschreibung zuständigen
Organ zur Ergänzung oder Verbesserung inner-
halb einer Frist von längstens vier Wochen
zurückzureichen.

§ 20. (1) Bei der Entscheidung der Dienst-
beurteilungskommissionen sind zu berücksichti-
gen:

1. Die pädagogischen und fachlichen Kenntnisse
sowie die Kenntnis der für die Ausübung des
Dienstes notwendigen Vorschriften;

2. die Behandlung der Schüler in didaktischer
und pädagogischer Hinsicht;

3. Fleiß, Ausdauer, Gewissenhaftigkeit, Verläß-
lichkeit und Verantwortungsbewußtsein;

4. Bewährung im Parteienverkehr;
5. Verhalten im Dienst — soweit es nicht

durch Punkt 2 erfaßt ist —, insbesondere Beneh-
men gegenüber Vorgesetzten und den übrigen
Mitgliedern des Lehrkörpers sowie Verhalten
außerhalb des Dienstes, sofern Rückwirkungen
auf den Dienst eintreten;

6. bei Lehrern, die sich auf einen leitenden
Dienstposten befinden oder deren Berufung auf
einen solchen Posten in Frage kommt, die Eig-
nung hiezu;

7. Erziehungs- und Unterrichtserfolge;
8. allfällige sonstige Erfolge der Verwendung.
(2) Besondere für die Dienstbeurteilung ent-

scheidende Umstände sind ausdrücklich anzufüh-
ren.

(3) Die Gesamtbeurteilung hat zu lauten:
1. ausgezeichnet, bei hervorragenden Kennt-

nissen, Fähigkeiten und Leistungen;
2. sehr gut, bei überdurchschnittlichen Kennt-

nissen, Fähigkeiten und Leistungen;
3. gut, bei durchschnittlichen Kenntnissen,

Fähigkeiten und Leistungen;
4. entsprechend, wenn das zur ordnungsgemä-

ßen Versehung des Dienstes unerläßliche Mindest-
maß an Leistung ständig erreicht wird;

5. nicht entsprechend, wenn das zur ordnungs-
gemäßen Versehung des Dienstes unerläßliche
Mindestmaß an Leistung nicht erreicht wird.

(4) Lautet die Gesaratbeurteilung mindestens
auf „gut", so gilt die für die Erreichung der
10. Gehaltsstufe erforderliche Durchschnittslei-
stung als erbracht.

(5) Ist gegen Lehrer wegen eines in den
Beurteilungszeitraum fallenden Verhaltens ein
Disziplinarverfahren wegen Verdachtes eines
Dienstvergehens eingeleitet worden (§ 122), so
ist das Verfahren vor der Dienstbeurteilungs-
kommission bis zur rechtskräftigen Beendigung
des Disziplinarverfahrens zu unterbrechen.

§ 20 a. Die Bestimmungen der §§ 16, 17, 18
Abs. 9, 19 und 20 über die Dienstbeurteilungs-
kommission gelten für die Dienstbeurteilungs-
oberkommission sinngemäß, sofern nichts anderes
bestimmt ist.

§ 21. (1) Über die Gesamtbeurteilung entschei-
det die Dienstbeurteilungskommission mit
Beschluß. Die Beschlußausfertigung ist zu eigenen
Handen zuzustellen.

(2) Gegen den Beschluß nach Abs. 1 kann
binnen zwei Wochen schriftlich Vorstellung erho-
ben werden. Die Vorstellung hat einen begrün-
deten Antrag zu enthalten. Auf Grund der Vor-
stellung entscheidet die Dienstbeurteilungskom-
mission ohne mündliche Verhandlung über die
Gesamtbeurteilung mit Bescheid. Erforderlichen-
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falls hat die Dienstbeurteilungskommission den
Dienststellenleiter, allfällige Zwischenvorgesetzte,
andere Zeugen und den zu beurteilenden Lehrer
zu hören. Wird der Vorstellung nicht vollinhalt-
lich Rechnung getragen, ist der Bescheid zu
begründen.

(3) Gegen den Bescheid ist eine binnen zwei
Wochen nach Zustellung bei der Dienstbeurtei-
lungskommission einzubringende schriftliche
Berufung zulässig. Über die Berufung entscheidet
die Dienstbeurteilungsoberkommission. Der
Berufungsbescheid ist zu begründen.

(4) Der Lehrer hat das Recht, nach Zustellung
der Gesamtbeurteilung gemäß Abs. 1 in seine
Dienstbeschreibung und Dienstbeurteilungstabelle
(Gesamtbeurteilung und Einzelpunkte) Einsicht
zu nehmen.

(5) Die Dienstbeurteilungskommissionen erster
Instanz sind verpflichtet, über die Dienstbeschrei-
bungen ohne unnötigen Aufschub nach deren
Einlangen zu entscheiden. Über Berufungen ist
innerhalb von sechs Monaten nach deren Einlan-
gen zu entscheiden.

(6) Hat die Dienstbeurteilungskommission
erster Instanz innerhalb von drei Monaten nach
Einlangen der Dienstbeschreibung nicht entschie-
den, so kann der Lehrer schriftlich die Entschei-
dung durch die Dienstbeurteilungsoberkommis-
sion beantragen. Ein solches Verlangen ist bei
der Dienstbeurteilungskommission erster Instanz
einzubringen. Entscheidet diese Dienstbeurtei-
lungskommission nicht innerhalb von zwei
Wochen, so ist die Dienstbeschreibung mit dem
Antrag der Dienstbeurteilungsoberkommission
vorzulegen, die ihrerseits innerhalb von weiteren
drei Monaten über die Gesamtbeurteilung zu ent-
scheiden hat. Der Antrag ist abzuweisen, wenn
die Verzögerung nicht ausschließlich auf das Ver-
schulden der Dienstbeurteilungskommission erster
Instanz zurückzuführen ist.

(7) Die Dienstbeurteilung ist nach Rechtskraft
in den Standesausweis einzutragen."

4. § 31 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Auftrag, Dienstverrichtungen bei einer
anderen Schule zu besorgen (Dienstzuteilung),
darf ohne schriftliche Zustimmung des Lehrers
höchstens für die Dauer von insgesamt 90 Tagen
in einem Schuljahr ausgesprochen werden; dies
gilt bei im Erzieherdienst verwendeten Lehrern
auch für die Dienstzuteilung an ein anderes
Schülerheim. Eine darüber hinausgehende Zutei-
lung ohne Zustimmung des Lehrers ist nur dann
zulässig, wenn die ordnungsgemäße Abwicklung
oder Aufrechterhaltung des Schulbetriebes
(Betriebes des Schülerheimes) auf andere Weise
nicht gewährleistet werden kann. Bei einer
Dienstzuteilung an einen anderen Dienstort ist
auf die persönlichen, familiären und sozialen
Verhältnisse des Lehrers Bedacht zu nehmen.
Einer Dienstzuteilung ist die Verwendung bei

einer außerhalb des Dienstortes gelegenen Außen-
stelle gleichzuhalten, sofern nicht § 72 Abs. 1
zweiter Satz anzuwenden ist."

5. Der bisherige Abs. 2 des § 31 erhält die
Absatzbezeichnung „3".

6. Nach § 33 ist folgender § 33 a einzufügen:
„§ 33 a. (1) Dem Lehrer ist auf Antrag für die

Dauer eines Kuraufenthaltes Dienstbefreiung zu
gewähren, wenn

a) ein Sozialversicherungsträger oder ein
Landesinvalidenamt die Kosten der Kur
trägt oder einen Kurkostenbeitrag leistet
und

b) die Kur in der Benützung einer Mineral-
quelle oder eines Moorbades oder im Auf-
enthalt in einem vorgeschriebenen Klima
oder in der therapeutischen Anwendung
von kaltem Wasser (sogenannte „Kneipp-
Kuren") besteht und ärztlich überwacht
wird. Bei der zeitlichen Einteilung der
Dienstbefreiung ist auf zwingende dienst-
liche Gründe Rücksicht zu nehmen.

(2) Dem Lehrer ist auf Antrag auch für die
Dauer der Unterbringung in einem Genesungs-
heim Dienstbefreiung zu gewähren, wenn er zur
völligen Herstellung der Gesundheit von einem
Sozialversicherungsträger oder einem Landesinva-
lidenamt nach einem chirurgischen Eingriff oder
nach einer schweren Erkrankung in ein Gene-
sungsheim eingewiesen wird und die Kosten des
Aufenthaltes im Genesungsheim vom Landes-
invalidenamt oder vom Sozialversicherungsträger
satzungsgemäß getragen werden.

(3) Bei einem Lehrer, der im Ausland verwen-
det wird und dessen Besoldungskosten vom Bund
getragen werden, gelten die Voraussetzungen der
Abs. 1 und 2 auch dann als erfüllt, wenn nach
dem Gutachten eines Sozialversicherungsträgers
die ärztlichen Voraussetzungen für die Gewäh-
rung eines Kuraufenthaltes oder für die Einwei-
sung in ein Genesungsheim vorliegen.

(4) Eine Dienstbefreiung nach Abs. 1 und 2
gilt als eine durch Krankheit verursachte Ab-
wesenheit vom Dienst."

7. Im IV. Abschnitt („Veränderungen im
Dienstverhältnis und dessen Auflösung") sind vor
dem § 72 („Versetzung") folgende §§ 69 bis 71
einzufügen:

„ S c h u l f e s t e S t e l l e n
§ 69. (1) Schulfeste Stellen sind die Leiter-

stellen und die Stellen der Fachvorstände, ferner
an höheren Internatsschulen die Stellen der
Direktorstellvertreter und der Erziehungsleiter.

(2) Von den sonstigen Lehrerstellen ist min-
destens die Hälfte jener Lehrerstellen als schul-
fest zu erklären, deren dauernder Bestand bei
Berücksichtigung der voraussichtlichen Schüler-
zahlen und der Pflichtgegenstände an den be-
treffenden Schulen gesichert ist.
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(3) Die gemäß Abs. 2 erklärte Schulfestigkeit
darf nur bei wesentlicher Änderung der maß-
gebenden Umstände aufgehoben werden.

(4) Die Erklärung und Aufhebung der Schul-
festigkeit (Abs. 2 und 3) obliegen dem Kolle-
gium des Landesschulrates; vor der Beschlußfas-
sung ist der zuständige Fachausschuß der Per-
sonalvertretung anzuhören. Sofern der Landes-
schulrat nicht Schulbehörde erster Instanz ist,
obliegen die Erklärung und Aufhebung der
Schulfestigkeit dem zuständigen Bundesminister,
der vorher den zuständigen Zentralausschuß der
Personalvertretung anzuhören hat.

(5) Die Erklärung der Schulfestigkeit (Abs. 2)
und die Aufhebung der Schulfestigkeit (Abs. 3)
sind in dem zur Veröffentlichung amtlicher
Mitteilungen der zuständigen Behörde bestimm-
ten Verlautbarungsblatt kundzumachen.

§ 70. Der Inhaber einer schulfesten Stelle kann
unter Bedachtnahme auf die Vorschriften des
§ 72 nur

a) mit seiner Zustimmung oder
b) im Falle der Unvereinbarkeit gemäß § 3

Abs. 1 oder
c) bei Aufhebung der Schulfestigkeit oder
d) bei Auflassung der Stelle oder
e) im Falle des durch Disziplinarerkenntnis

ausgesprochenen Verlustes der aus der Inne-
habung einer schulfesten Stelle fließenden
Rechte

an eine andere Schule versetzt werden.

§ 71. (1) Die schulfesten Stellen gemäß § 69
Abs. 1 werden durch die Ernennung zum Leiter,
Fachvorstand, Direktorstellvertreter und Erzie-
hungsleiter besetzt. Die Verleihung der schul-
festen Stellen gemäß § 69 Abs. 2 hat nach Maß-
gabe der folgenden Absätze zu erfolgen.

(2) Die schulfesten Stellen dürfen nur defini-
tiven Lehrern verliehen werden, die die Lehrbe-
fähigung für die betreffende Stelle besitzen.

(3) Die schulfesten Stellen sind — ausgenom-
men im Falle des Diensttausches von Inhabern
solcher Stellen — im Ausschreibungs- und Be-
werbungsverfahren zu besetzen.

(4) Die frei gewordenen Stellen sind ehestens,
längstens jedoch innerhalb von sechs Monaten
nach Freiwerden vom zuständigen Bundes-
minister oder, wenn der Landesschulrat Schul-
behörde erster Instanz ist, von diesem in dem zur
Veröffentlichung amtlicher Mitteilungen der aus-
schreibenden Behörde bestimmten Verlaut-
barungsblatt auszuschreiben. Unter frei gewor-
denen Stellen sind auch solche zu verstehen, deren
Inhaber die aus der Innehabung einer schulfesten
Stelle fließenden Rechte auf Grund eines Diszi-
plinarerkenntnisses verloren haben. Schulfeste
Stellen, die durch Übertritt ihres Inhabers in den
dauernden Ruhestand von Gesetzes wegen (§ 67
des Gehaltsüberleitungsgesetzes) frei werden,

sind so zeitgerecht auszuschreiben, daß sie im
Zeitpunkte des Freiwerdens besetzt werden
können.

(5) Die Bewerbungsgesuche sind innerhalb
eines Monates nach dem Ausschreibungstag im
Dienstwege einzureichen; die Zeit der Haupt-
ferien ist in diese Frist nicht einzurechnen. Nicht
rechtzeitig eingereichte Bewerbungsgesuche gelten
als nicht eingebracht.

(6) Die Verleihung der schulfesten Stelle ob-
liegt dem zuständigen Bundesminister oder, wenn
ein Landesschulrat Schulbehörde erster Instanz
für die betreffende Schule ist, dem Kollegium
des Landesschulrates. Bei der Auswahl aus den
Bewerbern ist zunächst auf die Dienstbeurteilung,
ferner auf den Dienstrang sowie auf die Rück-
sichtswürdigkeit der Bewerber im Hinblick auf
ihre sozialen Verhältnisse Bedacht zu nehmen;
Lehrer, die ihre schulfeste Stelle durch Auflassung
der Stelle verloren haben (§ 70 lit. d), sind bevor-
zugt zu reihen. Bei weniger als drei geeigneten
Bewerbern kann eine neuerliche Ausschreibung
vorgenommen werden.

(7) Unterbleibt die Verleihung der ausge-
schriebenen Stelle, so ist diese Stelle bis zur ord-
nungsgemäßen Besetzung im Bewerbungsver-
fahren neuerlich auszuschreiben.

(8) Das Besetzungsverfahren ist ohne unnötigen
Verzug mit tunlichster Beschleunigung durchzu-
führen."

8. § 72 Abs. 1 bis 7 haben zu lauten:

„(1) Eine Versetzung liegt vor, wenn der Lehrer
einer anderen Dienststelle zur dauernden Dienst-
leistung zugewiesen wird. Einer Versetzung ist
die Zuweisung zur dauernden Dienstleistung
an eine außerhalb des Dienstortes gelegenen
Außenstelle gleichzuhalten.

(2) Der Lehrer kann innerhalb des Dienst-
zweiges und des Ressorts, dem er angehört, aus
wichtigen dienstlichen Interessen entsprechend
seiner Eignung an eine andere Schule (Schüler-
heim) versetzt werden. Das Vorliegen eines wich-
tigen dienstlichen Interesses ist nicht erforder-
lich für Versetzungen während des provisorischen
Dienstverhältnisses.

(3) Die Abberufung eines Lehrers von seiner
bisherigen Verwendung ohne gleichzeitige Zuwei-
sung einer neuen Verwendung ist einer Verset-
zung gleichzuhalten. Sie ist nur zulässig, wenn
aus Rücksichten des Dienstes eine gleichzeitige
Zuweisung zu einer neuen Verwendung nicht
möglich ist; eine neue Verwendung ist jedoch
spätestens zwei Monate nach der Abberufung
zuzuweisen. Die Bestimmungen der §§ 153 und
154 werden hiedurch nicht berührt.

(4) Bei einer Versetzung, an einen anderen
Dienstort von Amts wegen sind die persön-
lichen, familiären und sozialen Verhältnisse des
Lehrers zu berücksichtigen. Eine Versetzung ist
unzulässig, wenn sie für den Lehrer einen wesent-
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lichen wirtschaftlichen Nachteil bedeuten würde
und ein anderer geeigneter Lehrer, der keine
schulfeste Stelle innehat und bei dem dies nicht
der Fall ist, zur Verfügung steht.

(5) Ist die Versetzung eines Lehrers von Amts
wegen in Aussicht genommen, so ist der Lehrer
hievon schriftlich unter Bekanntgabe seiner
neuen Dienststelle mit dem Beifügen zu ver-
ständigen, daß es ihm freisteht, gegen die beab-
sichtigte Maßnahme binnen zwei Wochen nach
Zustellung Einwendungen vorzubringen. Werden
innerhalb der angegebenen Frist solche Einwen-
dungen nicht vorgebracht, so gilt dies als Zustim-
mung zur Versetzung.

(6) Die Versetzung ist mit Bescheid zu ver-
fügen. Eine Berufung gegen diesen Bescheid hat
aufschiebende Wirkung; ist die Aufrechterhaltung
eines ordnungsgemäßen Unterrichtes ohne die
sofortige Zuweisung des Lehrers nicht möglich
und würde den Schülern hiedurch ein erheblicher
Nachteil erwachsen, so ist die aufschiebende Wir-
kung der Berufung im Bescheid auszuschließen.
Bei Ausschluß der aufschiebenden Wirkung der
Berufung ist über diese binnen vier Wochen nach
Einbringung zu entscheiden.

(7) Im Falle der Versetzung an einen anderen
Dienstort ist dem Lehrer eine angemessene Über-
siedlungsfrist zu gewähren."

9. Der bisherige Abs. 2 des § 72 erhält die
Bezeichnung „8".

10. Der bisherige Abs, 3 des § 72 hat zu ent-
fallen.

11. § 74 hat zu lauten:

„(1) Der Lehrer kann bei Bedarf mit seiner
Zustimmung unter Freistellung von der Unter-
richtserteilung vorübergehend zu einer Dienst-
leistung einer Dienststelle der Bundesverwaltung
zugewiesen werden.

(2) Der Zustimmung des Lehrers bedarf es
nicht, wenn die vorübergehende Verwendung bei
einer Dienststelle der Schulverwaltung und für
einen Zeitraum erfolgt, in dem der Lehrer auf
Grund eines amtsärztlichen Zeugnisses wegen
seines gesundheitlichen oder die Gesundheit der
Schulkinder gefährdenden Zustandes zwar für
den Schuldienst, nicht aber für den Verwaltungs-
dienst ungeeignet ist.

(3) Auf Lehrer finden für die Dauer der Ver-
wendung bei einer Dienststelle der Bundesver-
waltung, insoweit sie nicht in der Ausübung
des Lehramtes besteht, für ihre dienstliche Tätig-
keit sowie für ihre sonstigen Pflichten die für
Beamte der Allgemeinen Verwaltung geltenden1

Vorschriften sinngemäß Anwendung."

12. Die §§ 78 und 79 werden aufgehoben.

13. Nach § 95 ist folgender § 95 a einzufügen:
„§ 95 a. (1) Durch Verjährung wird die Ver-

folgung des Lehrers wegen Verletzung der Stan-
des- oder Amtspflichten ausgeschlossen, wenn
gegen ihn innerhalb der Verjährungsfrist ein
Disziplinarverfahren nicht eingeleitet, über ihn
eine Ordnungsstrafe nicht verhängt oder zu
seinem Nachteil ein rechtskräftig beendetes Dis-
ziplinarverfahren nicht wieder aufgenommen
worden ist.

(2) Pflichtverletzungen, die zugleich auch als
Verbrechen nach den Strafgesetzen zu verfolgen
sind, verjähren nicht.

(3) Die Verjährungsfrist beträgt bei Dienst-
vergehen fünf Jahre, bei Ordnungswidrigkeiten
zwei Jahre.

(4) Der Lauf der Verjährungsfrist beginnt im
Zeitpunkt der Beendigung des pflichtwidrigen
Verhaltens oder, wenn dieses bereits Gegenstand
eines Disziplinarverfahrens gewesen ist, mit
dessen rechtskräftiger Erledigung.

(5) Der Lauf der Verjährungsfrist wird unter-
brochen, wenn der Lehrer innerhalb der Verjäh-
rungsfrist eine neue als Dienstvergehen oder
Ordnungswidrigkeit zu ahndende Pflichtverlet-
zung begangen hat. Sie beginnt im Zeitpunkt
der Beendigung des neuen pflichtwidrigen Ver-
haltens von neuem zu laufen.

(6) Der Lauf der Verjährungsfrist wird für die
Dauer des strafgerichtlichen Verfahrens oder des
Verwaltungsstrafverfahrens gehemmt, wenn die
Pflichtverletzung des Lehrers Gegenstand eines
solchen Verfahrens ist."

14. § 101 Abs. 1 lit. d hat zu lauten:
„d) die Minderung des Monatsbezuges unter

Ausschluß der Haushaltszulage,".

15. § 108 hat zu lauten:
„§ 108. (1) Zur Durchführung des Disziplinar-

verfahrens werden errichtet:
a) je eine Disziplinarkommission bei den Lan-

desschulräten,
b) eine Disziplinarkommission beim sachlich

zuständigen Bundesministerium,
c) eine Disziplinaroberkommission beim

Bundesministerium für Unterricht.
(2) Für die dem Bundesministerium für Land-

und Forstwirtschaft und dem Bundesministerium
für Landesverteidigung unterstehenden Lehrer
tritt an Stelle der Disziplinaroberkommission
beim Bundesministerium für Unterricht die
gemäß § 100 Abs. 1 lit. c der Dienst-
pragmatik in der Fassung des Bundesgesetzes vom
27. März 1969, BGBl. Nr. 148, beim Bundes-
kanzleramt eingesetzte Oberste Disziplinarkom-
mission."

16. § 109 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Jede Disziplinarkommission besteht aus

dem Vorsitzenden, dessen Stellvertretern und der
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erforderlichen Anzahl weiterer Mitglieder. Diese
sind aus dem Kreise der definitiven Beamten
(einschließlich Lehrer) der Dienststelle, bei der
eine Disziplinarkommission errichtet wird, und
der Schulen (Schülerheime), die dieser Dienst-
stelle unterstehen, vom sachlich zuständigen
Bundesminister zu bestellen; die Mitglieder der
Disziplinarkommission bei einem Landesschulrat
sind auf Grund eines Vorschlages des Landes-
schulrates zu bestellen. Für die Bestellung der
Religionslehrer, die gemäß § 112 Abs. 2 und 3
den Senaten anzugehören haben, ist ein Vorschlag
der entsprechenden gesetzlich anerkannten Kirche
oder Religionsgesellschaft einzuholen; die Ein-
holung des Vorschlages obliegt dem Landesschul-
rat, sofern der Religionslehrer der Disziplinar-
kommission beim Landesschulrat angehören soll.
Die Bestellung hat mit Wirkung vom 1. Jänner
eines Kalenderjahres auf die Dauer von drei
Jahren zu erfolgen. Bei der Bestellung der Kom-
missionsmitglieder ist auf die Bestimmungen der
Zusammensetzung der Senate Bedacht zu
nehmen."

17. § 109 Abs. 3 bis 7 haben zu lauten:

„(3) Die Vorsitzenden der Disziplinarkommis-
sionen und deren Stellvertreter werden von dem
jeweils rangältesten Mitglied der Disziplinarkom-
mission vertreten. Bei der Bestimmung des rang-
ältesten Mitgliedes entscheidet im Zweifelsfalle
bei vergleichbaren Verwendungsgruppen die
Höhe des Gehaltes einschließlich einer allfälligen
Dienstalterszulage, jedoch ohne sonstige Zulagen
und Mehrdienstleistungsvergütungen.

(4) Stehen aus dem Personalstand einer Dienst-
stelle, bei der eine Disziplinarkommission zu er-
richten ist, und der Schulen (Schülerheime), die
dieser Dienststelle unterstehen, die für die Zusam-
mensetzung der Senate erforderlichen Beamten
(einschließlich Lehrer) nicht zur Verfügung, so sind
diese aus dem Personalstand anderer Dienststel-
len zu bestellen. Sollen diese aus dem Personal-
stand eines anderen Ressorts oder eines Bundes-
landes bestellt werden, so ist vor der Bestellung
die Zustimmung der zuständigen obersten Dienst-
behörde einzuholen.

(5) Zu Mitgliedern der Disziplinarkommissio-
nen dürfen Beamte (einschließlich Lehrer) nicht
bestellt werden, über die rechtskräftig eine Dis-
ziplinarstrafe verhängt wurde, solange diese im
Standesausweis nicht gelöscht ist. Ferner dürfen
Beamte (einschließlich "Lehrer), deren Mitglied-
schaft zu den Disziplinarkommissionen nach
Abs. 6 oder 7 ruhen oder enden würde, nicht
zu Mitgliedern der Disziplinarkommissionen
bestellt werden.

(6) Die Mitgliedschaft zu den Disziplinarkom-
missionen ruht in den Fällen der Einleitung eines
Disziplinarverfahrens (§ 122 oder gleichartiger
Bestimmungen) wegen eines Dienstvergehens bis
zu dessen rechtskräftigem Abschluß, der Suspen-

dierung vom Dienst (§§ 153, 154 oder gleich-
artiger Bestimmungen), der Außerdienststellung,
der Erteilung eines Urlaubes von mehr als drei
Monaten und der Ableistung des ordentlichen
oder außerordentlichen Präsenzdienstes.

(7) Die Mitgliedschaft zu den Disziplinarkom-
missionen endet mit Ablauf der Bestellungsdauer,
mit der Beendigung des Dienstverhältnisses, der
rechtskräftigen Verhängung einer Disziplinar-
strafe, der Übernahme in einen anderen Personal-
stand, der Versetzung an eine andere Dienststelle,
bei Lehrern jedoch nur, wenn für diese andere
Dienststelle eine andere Disziplinarkommission
zuständig ist, der Versetzung ins Ausland, der
Versetzung in den zeitlichen oder dauernden
Ruhestand, dem Übertritt in den dauernden
Ruhestand sowie der Annahme einer Austritts-
erklärung (§ 90 oder gleichartiger Bestimmun-
gen)."

18. Der bisherige Abs. 3 des § 109 erhält die
Bezeichnung „8".

19. § 110 hat zu lauten:
„§ 110. (1) Als Disziplinarbehörde erster

Instanz sind zuständig:
a) die Disziplinarkommissionen bei den Lan-

desschulräten für Lehrer, die an einer dem
Landesschulrat unterstehenden Schule
(Schülerheim) oder bei einer Schulbehörde
des Bundes in den Ländern verwendet
werden, und

b) die Disziplinarkommission beim sachlich
zuständigen Bundesministerium für die
nicht unter lit. a genannten Lehrer.

(2) Als Disziplinarbehörde zweiter Instanz ist
die Disziplinaroberkommission beim Bundesmini-
sterium für Unterricht zuständig.

(3) Für die dem Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft und Bundesministerium für
Landesverteidigung unterstehenden Lehrer tritt
an Stelle der Disziplinaroberkommission beim
Bundesministerium für Unterricht die gemäß
§ 100 Abs. 1 lit. c der Dienstpragmatik in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 27. März 1969,
BGBl. Nr. 148, beim Bundeskanzleramt einge-
setzte Oberste Disziplinarkommission."

20. § 112 hat zu lauten:
„§ 112. (1) Die Disziplinarkommissionen ent-

scheiden in Senaten, die aus dem Vorsitzenden
oder dessen Stellvertreter und vier weiteren
Mitgliedern bestehen, von denen eines den Bericht
erstattet. Der Berichterstatter wird vom Vor-
sitzenden des Senates bestimmt. Den Senatsvorsitz
führt der Vorsitzende der Disziplinarkommission
oder dessen Stellvertreter. Jedes Senatsmitglied
kann mehreren Senaten angehören.

(2) Den Senaten der Disziplinarkommissionen
haben mindestens zwei rechtskundige Beamte und
mindestens zwei Lehrer anzugehören. Von den
Lehrern hat nach Tunlichkeit ein Mitglied an
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der Schulart (Schülerheim) tätig zu sein, an der
der beschuldigte Lehrer hauptsächlich verwendet
wird; dieser Lehrer hat bei der Beschuldigung
eines Schulleiters und bei der Beschuldigung eines
Religionslehrers Religionslehrer desselben Be-
kenntnisses zu sein.

(3) Der Vorsitzende und zwei weitere Mit-
glieder der Senate der Disziplinaroberkommis-
sion müssen rechtskundige Beamte, zwei Mit-
glieder Lehrer sein. Einer dieser Lehrer hat nach
Tunlichkeit an der Schulart (Schülerheim) tätig
zu sein, an der der beschuldigte Lehrer haupt-
sächlich verwendet wird; dieser Lehrer hat bei
der Beschuldigung eines Schulleiters Schulleiter
und bei der Beschuldigung eines Religionslehrers
Religionslehrer desselben Bekenntnisses zu sein."

21. § 113 hat zu lauten:

„§ 113. Ein aus fünf Mitgliedern bestehender
Senat, dem der Vorsitzende, dessen Stellvertreter
und allenfalls rangälteste weitere Mitglieder der
Disziplinarkommission angehören, hat bis Jahres-
schluß für die Dauer des folgenden Kalender-
jahres die Senate zusammenzusetzen und die
Geschäfte unter die Senate zu verteilen. Zugleich
hat er die Reihenfolge zu bestimmen, in der
die übrigen Kommissionsmitglieder bei der Ver-
hinderung eines Senatsmitgliedes als Ersatzmit-
glieder in die Senate eintreten. Der Senat hat
ferner im Falle der Notwendigkeit auch Ände-
rungen der Geschäftseinteilung während des lau-
fenden Kalenderjahres vorzunehmen. Die
Geschäftsverteilung wird für jedes Kalenderjahr
festgesetzt. § 109 Abs. 3 zweiter Satz findet
sinngemäß Anwendung."

22. § 115 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Vorstände dieser Behörden bestimmen
aus der Zahl der ihnen unterstehenden Beamten
die Protokollführer für die Disziplinarverhand-
lungen. Auf die Ausschließung von Protokoll-
führern sind die Vorschriften der Strafprozeß-
ordnung sinngemäß anzuwenden."

23. Nach § 115 ist folgender § 115 a einzu-
fügen:

„§ 115 a. Die Bestimmungen der §§ 109 und
112 bis 115 über die Disziplinarkommission gel-
ten für die Disziplinaroberkommission sinn-
gemäß, sofern nichts anderes bestimmt ist."

24. Dem § 116 Abs. 1 ist anzufügen:

„Zur Vertretung der dienstlichen Interessen bei
der Obersten Disziplinarkommission ist vom
Leiter des Bundesministeriums für Land- und
Forstwirtschaft und des Bundesministeriums für
Landesverteidigung ein Disziplinaranwalt (Stell-
vertreter) zu bestellen. Jeder dieser Disziplinar-
anwälte ist für die Disziplinarangelegenheiten der
Lehrer zuständig, die dem Bereich der betreffen-
den Zentralstelle angehören."

25. § 116 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Stehen bei einem Landesschulrat nicht

genügend rechtskundige Beamte — allenfalls auch
wegen der Notwendigkeit der Bestellung eines
Untersuchungskommissärs — zur Verfügung, so
sind der Disziplinaranwalt und die erforderlichen
Stellvertreter aus dem Personalstand anderer
Dienststellen zu bestellen. Sollen diese aus dem
Personalstand eines anderen Ressorts oder eines
Bundeslandes bestellt werden, so ist vor der
Bestellung die Zustimmung der zuständigen ober-
sten Dienstbehörde einzuholen.

26. § 116 ist folgender Absatz anzufügen:
„(6) Auf die Ausschließung von Disziplinar-

anwälten und Fachmännern sind die Vorschriften
der Strafprozeßordnung sinngemäß anzuwen-
den."

27. § 117 hat zu lauten:
„§ 117. Die Bestimmungen des § 109 Abs. 5

bis 7 finden auf den Disziplinaranwalt sinngemäß
Anwendung."

28. § 119 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wenn bei einer Disziplinarkommission die
zur Bildung des Senates erforderliche Anzahl
von Mitgliedern nicht zur Verfügung steht, hat
die Disziplinaroberkommission die Disziplinar-
sache an eine andere Disziplinarkommission zu
verweisen."

29. Dem bisherigen Wortlaut des § 121, der
die Absatzbezeichnung „(1)" erhält, wird folgen-
der Abs. 2 angefügt:

„(2) Hat ein Lehrer die Einleitung einer Diszi-
plinaruntersuchung gegen sich beantragt, so ist
der Antrag im Dienstwege unverzüglich der
zuständigen Disziplinarkommission zu übermit-
teln. Die Bestimmungen des Abs. 1 sind sinn-
gemäß anzuwenden."

30. § 127 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Bei den Landesschulräten ist als Unter-

suchungskommissär ein dem Landesschulrat zuge-
wiesener rechtskundiger Beamter vom Präsiden-
ten des Landesschulrates zu bestellen. Stehen aus
dem Personalstand des Landesschulrates nicht
genügend rechtskundige Beamte zur Verfügung,
so ist (sind) der Untersuchungskommissär (die
Untersuchungskommissäre) aus dem Personal-
stand anderer Dienststellen vom Bundes-
minister für Unterricht auf Antrag des Landes-
schulrates zu bestellen. Eine Bestellung aus dem
Personalstand eines anderen Ressorts oder eines
Bundeslandes hat im Einvernehmen mit der zu-
ständigen obersten Dienstbehörde zu erfolgen."

31. § 127 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Die Bestimmungen der §§ 109 Abs. 5 bis 7

und 120 Abs. 1 finden auf den Untersuchungs-
kommissär sinngemäß Anwendung."
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32. Dem § 133 Abs. 3 ist folgender Satz anzu-
fügen:
„Die Disziplinarkommission hat auf Antrag des
Beschuldigten nach Anhörung des Disziplinar-
anwaltes mit dem Erkenntnis, bei späterer An-
tragstellung unverzüglich auszusprechen, daß der
Inhalt des rechtskräftigen Erkenntnisses veröffent-
licht werden darf, sofern dies im Interesse des
Beschuldigten gelegen ist und kein wichtigeres
öffentliches Interesse entgegensteht."

33. § 136 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Im Fall des Schuldspruches hat das

Erkenntnis den Ausspruch über die den Lehrer
treffende Disziplinar- oder Ordnungsstrafe zu
enthalten, sofern nicht Abs. 3 Anwendung
findet."

34. Dem § 136 sind folgende Absätze anzu-
fügen:

„(3) Vom Ausspruch über die Verhängung
einer Disziplinarstrafe kann abgesehen werden,
wenn dies ohne Verletzung dienstlicher Interessen
möglich ist und nach den Umständen des Falles
und nach der Persönlichkeit des Lehrers ange-
nommen werden kann, daß ein Schuldspruch
allein genügen wird, den Lehrer von weiteren
Verfehlungen abzuhalten. Wird der Lehrer eines
vor Ablauf von drei Jahren ab Rechtskraft dieses
Erkenntnisses begangenen weiteren Dienstverge-
hens für schuldig erkannt, so ist bei der Bemes-
sung, der Strafe der früher gefällte Schuldspruch
zu berücksichtigen, sofern das Dienstvergehen auf
der gleichen schädlichen Neigung beruht.

(4) Im Falle des Schuldspruches hat das Er-
kenntnis den Verlust der aus der Innehabung
einer schulfesten Stelle fließenden Rechte auszu-
sprechen, sofern dies aus dienstlichen Interessen
geboten erscheint."

35. Der zweite Satz des § 137 hat zu lauten:
„"Wird über den Beschuldigten eine Disziplinar-
strafe verhängt, so ist im Erkenntnis auszuspre-
chen, ob und inwieweit er mit Rücksicht auf
die Verfahrensergebnisse und seine Vermögens-
verhältnisse die Kosten des Verfahrens zu erset-
zen hat; dasselbe gilt, wenn im Schuldspruch
von der Verhängung einer Disziplinarstrafe abge-
sehen wird."

36. § 145 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:
„(1) Die Löschung der im Standesausweis ein-

getragenen Disziplinarstrafe ist von der Diszipli-
narkommission, die in erster Instanz entschieden
hat, auf Antrag des Lehrers zu beschließen, wenn
seit Rechtskraft des Erkenntnisses drei Jahre ver-
strichen sind, die Disziplinarstrafe verbüßt ist
und sich der Lehrer in den letzten drei Jahren
vor der Beschlußfassung tadellos verhalten hat.

(2) Gegen den abweislichen Beschluß der Dis-
ziplinarkommission kann binnen 14 Tagen Be-
schwerde erhoben werden."

Artikel II

Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
wird die gemäß Artikel V des Bundesverfassungs-
gesetzes vom 18. Juli 1962, BGBl. Nr. 215, als
bundesgesetzliche Vorschrift geltende Verordnung
der Minister für Kultus und Unterricht und für
öffentliche Arbeiten vom 4. April 1918, RGBl.
Nr. 133, mit welcher auf Grund der §§ 17 und
112 (letzte Absätze) des Gesetzes vom 28. Juli
1917, RGBl. Nr. 319, betreffend das Dienst-
verhältnis der Lehrerschaft an staatlichen mittle-
ren und niederen Unterrichtsanstalten (Lehrer-
dienstpragmatik), einstweilige Vorschriften über
die Zusammensetzung der bei den Landesschul-
räten einzusetzenden Qualifikations- und Diszi-
plinarkommissionen (-senate) erlassen werden,
aufgehoben.

Artikel III

Übergangsbestimmungen

(1) Für die Qualifikation über das Schuljahr
1968/69 finden die Vorschriften der §§ 14 bis 21
der Lehrerdienstpragmatik in der Fassung vor
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes Anwen-
dung. Die Mitglieder der Dienstbeurteilungs-
kommission nach § .16 sind bis zum 30. Juni
1970 mit Wirkung vom 1. September 1970 zu
bestellen. Die Zusammensetzung der Senate und
die Geschäftsverteilung der Dienstbeurteilungs-
kommissionen für das Schuljahr 1969/70 ist unter
Anwendung der Bestimmungen des § 17 Abs. 12
bis zum 30. September 1970 mit Wirkung vom
1. Oktober. 1970 vorzunehmen.

(2) Über die nach den Bestimmungen des
Abs. 1 erster Satz anhängigen Rechtsmittel haben
vom 1. September 1970 an die nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes eingerichtete
Dienstbeurteilungsoberkommission nach den vor
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Gel-
tung gewesenen Bestimmungen zu entscheiden.

(3) Die erstmalige Ausschreibung schulfester
Stellen (§ 71 Abs. 4) hat innerhalb eines Jahres
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu erfolgen.
Bei der erstmaligen Verleihung dieser ausge-
schriebenen Stellen sind anläßlich der Auswahl
aus den Bewerbern gemäß § 71 Abs. 6 jene
Lehrer bevorzugt zu reihen, die an der Schule,
an der die schulfeste Stelle zu verleihen ist, nicht
nur vorübergehend verwendet werden. Ist trotz
der bevorzugten Reihung die schulfeste Stelle
einem anderen Bewerber zu verleihen und be-
dingt dies die Versetzung des bereits an der
Schule verwendeten Lehrers, darf die Verleihung
der schulfesten Stelle nicht vor Abschluß des Ver-
fahrens gemäß § 69 erfolgen.

(4) Die Mitglieder der Disziplinarkommissio-
nen nach § 108 sind bis zum 31. Dezember 1969
mit Wirkung vom 1. Jänner 1970 zu bestellen.
Die Zusammensetzung der Senate und die
Geschäftsverteilung der Disziplinarkommissionen
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für das Jahr 1970 ist unter Anwendung der
Bestimmungen des § 113 bis zum 31. Jänner
1970 mit Wirkung vom 1. Feber 1970 vorzu-
nehmen. Die vor dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes bestellten Disziplinarkommissionen
haben ihre Tätigkeit mit Ablauf des 31. Jänner
1970 einzustellen, falls jedoch bereits eine münd-
liche Verhandlung stattgefunden hat, bis zum
Abschluß des Verfahrens fortzusetzen.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Unterricht, soweit es
sich jedoch um Lehrer handelt, die ausschließlich
oder überwiegend in land- oder forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten verwendet werden, der Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, soweit
es sich um Lehrer an der Heeresfachschule für
Technik handelt, der Bundesminister für Landes-
verteidigung betraut.

Jonas
Klaus Mock Schleinzer Prader

288. Bundesgesetz vom 8. Juli 1969,
mit dem das Landeslehrer-Dienstrechtsüber-
leitungsgesetz 1962 neuerlich abgeändert wird

(5. Novelle zum LaDÜG. 1962)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungs-
gesetz 1962, BGBl. Nr. 245, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 245/1965, BGBl.
Nr. 340/1965, BGBl. Nr. 171/1966 und BGBl.
Nr. 298/1968, wird abgeändert wie folgt:

1. Dem § 15 Abs. 5 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Die Versetzung ist unzulässig, wenn sie für
den Landeslehrer einen wesentlichen wirtschaft-
lichen Nachteil bedeuten würde und ein anderer
geeigneter Landeslehrer, bei dem dies nicht der
Fall ist und der keine schulfeste Stelle innehat,
zur Verfügung steht."

2. Nach § 15 Abs. 7 sind folgende Absätze
einzufügen:

„(8) Ist die Versetzung eines Landeslehrers
von Amts wegen in Aussicht genommen, so ist
der Landeslehrer hievon schriftlich unter
Bekanntgabe seiner neuen Verwendung mit dem
Beifügen zu verständigen, daß es ihm freisteht,
gegen die beabsichtigte Maßnahme binnen zwei
Wochen nach Zustellung Einwendungen vorzu-
bringen. Werden innerhalb der angegebenen Frist
solche Einwendungen nicht vorgebracht, so gilt
dies als Zustimmung zur Versetzung.

(9) Die Versetzung ist mit Bescheid zu ver-
fügen. Eine Berufung gegen diesen Bescheid hat
aufschiebende Wirkung; ist die Aufrechterhaltung
eines ordnungsgemäßen Unterrichtes ohne die
sofortige Zuweisung des Landeslehrers nicht mög-
lich und würde den Schülern hiedurch ein erheb-
licher Nachteil erwachsen, so ist die aufschiebende
Wirkung der Berufung im Bescheid auszu-
schließen. Bei Ausschluß der aufschiebenden
Wirkung der Berufung ist über diese binnen
vier Wochen nach Einbringung zu entscheiden."

3. Der bisherige Abs. 8 des § 15 erhält die
Bezeichnung „(10)".

4. § 42 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Außer den Fällen des § 41 und des
Abs. 1 kann der Landeslehrer über sein Ansuchen
wegen wichtiger Familienangelegenheiten, im
öffentlichen Interesse, ferner in rücksichtswür-
digen Fällen auch zur Fortbildung, zu Studien-
zwecken oder aus anderen Gründen beurlaubt
werden."

5. § 42 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Von den einschränkenden Bestimmungen .
der Abs. 3 und 4 kann nur aus wichtigen öffent-
lichen Interessen abgegangen werden."

6. Nach § 43 ist folgender § 43 a einzufügen:

„§ 43 a. D i e n s t b e f r e i u n g a u s A n l a ß
e i n e s K u r a u f e n t h a l t e s o d e r d e r
E i n w e i s u n g i n e i n G e n e s u n g s h e i m

(1) Dem Landeslehrer ist auf Antrag für die
Dauer eines Kuraufenthaltes Dienstbefreiung zu
gewähren, wenn

a) ein Sozialversicherungsträger, eine dienst-
rechtliche Kranken- oder Unfallfürsorge-
einrichtung oder ein Landesinvalidenamt
die Kosten der Kur trägt oder einen Kur-
kostenbeitrag leistet und

b) die Kur in der Benützung einer Mineral-
quelle oder eines Moorbades oder im
Aufenthalt in einem vorgeschriebenen
Klima oder in der therapeutischen Anwen-
dung von kaltem Wasser (sogenannte
„Kneipp-Kuren") besteht und ärztlich über-
wacht wird. Bei der zeitlichen Einteilung
der Dienstbefreiung ist auf zwingende
dienstliche Gründe Rücksicht zu nehmen.

(2) Dem Landeslehrer ist auf Antrag auch für
die Dauer der Unterbringung in einem
Genesungsheim Dienstbefreiung zu gewähren,
wenn er zur völligen Herstellung der Gesundheit
von einem Sozialversicherungsträger, einer dienst-
rechtlichen Kranken- oder Unfallfürsorgeeinrich-
tung oder einem Landesinvalidenamt nach einem
chirurgischen Eingriff oder nach einer schweren
Erkrankung in ein Genesungsheim eingewiesen
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wird und die Kosten des Aufenthaltes im
Genesungsheim vom Landesinvalidenamt oder
von der dienstrechtlichen Kranken- oder Unfall-
fürsorgeeinrichtung oder vom Sozialversiche-
rungsträger satzungsmäßig getragen werden.

(3) Bei einem Landeslehrer, der im Ausland
verwendet wird und dessen Besoldungskosten
vom Bund (Art. IV Abs. 1 des Bundesverfas-
sungsgesetzes, BGBl. Nr. 215/1962) getragen
werden, gelten die Voraussetzungen der Abs. 1
und 2 auch dann als erfüllt, wenn nach dem
Gutachten eines Sozialversicherungsträgers oder
einer dienstrechtlichen Kranken- oder Unfall-
fürsorgeeinrichtung die ärztlichen Voraussetzun-
gen für die Gewährung eines Kuraufenthaltes
oder für die Einweisung in ein Genesungsheim
vorliegen.

(4) Eine Dienstbefreiung nach Abs. 1 und 2
gilt als eine durch Krankheit verursachte
Abwesenheit vom Dienst."

7. § 50 hat zu lauten:

„§ 50. Z e i t r a u m d e r D i e n s t -
b e s c h r e i b u n g

(1) Landeslehrer bis einschließlich der 3. Ge-
haltsstufe, alle im provisorischen Dienstverhältnis
sowie alle in den ersten drei Jahren ihrer Lehr-
tätigkeit befindlichen Landeslehrer, ferner jene
Landeslehrer, deren letzte Gesamtbeurteilung
nicht mindestens auf „gut" lautet, sind jedes
Schuljahr zu beurteilen.

(2) Die übrigen Landeslehrer sind alle drei
Jahre für das letzte Schuljahr zu beurteilen.

(3) Landeslehrer sind jedenfalls für das Schul-
jahr zu beurteilen,

a) in dem sie die 9. Gehaltsstufe erreicht
haben;

b) für das die Dienstbehörde eine Feststellung
für notwendig hält, ob die Gesamtbeur-
teilung gegenüber der letzten zu ändern
sei, auf deren Antrag.

(4) Landeslehrer ab der 13. Gehaltsstufe, die
bereits mindestens dreimal beurteilt wurden, sind
nur auf Antrag der Dienst- oder Schulbehörde
zu beurteilen, sofern die Dienstbeurteilung für
eine dienstrechtliche Maßnahme von Bedeutung
ist.

(5) Der Landeslehrer ist auf seinen Antrag
zu beurteilen, wenn er geltend macht, daß für
ein Schuljahr, für das er nach Abs. 2 nicht zu
beurteilen ist, eine bessere als die letzte Gesamt-
beurteilung angemessen sei. Der Antrag ist
spätestens an dem auf dieses Schuljahr folgenden
15. September einzubringen; der Lehrer hat anzu-
geben, in welchen Punkten der Dienstbeschrei-
bung (§§ 51 und 52) er eine Abänderung begehrt,
die zu einer anderen Gesamtbeurteilung führen
könnte.

(6) Die Dienstbeschreibung hat zu entfallen,
wenn ein Landeslehrer in einem der Dienst-
beschreibung unterliegenden Schuljahr länger als
sechs Monate keinen Dienst versehen hat. In
diesem Fall ist der Landeslehrer für jenes nächst-
folgende Schuljahr zu beschreiben, in dem die
Voraussetzungen für den Entfall der Dienst-
beschreibung nicht gegeben sind.

(7) Von einer Dienstbeschreibung kann Ab-
stand genommen werden, wenn sich die Dienst-
leistung des Landeslehrers ausschließlich aus nicht
in seinem Verschulden gelegenen Gründen vor-
übergehend verschlechtert hat.

(8) Ist gegen einen Landeslehrer wegen eines
in den Beurteilungszeitraum fallenden Verhal-
tens ein Disziplinarverfahren wegen Verdachtes
eines Dienstvergehens eingeleitet worden, so ist
die Gesamtbeurteilung erst nach rechtskräftiger
Beendigung des Disziplinarverfahrens auszu-
sprechen."

8. Im § 52 Abs. 1 hat die lit. d zu lauten:

„d) entsprechend, wenn die Dienstleistung zwar
unter dem Durchschnittsmaß liegt, aber das
zur ordnungsgemäßen Versehung des
Dienstes unerläßliche Mindestmaß an Lei-
stung ständig erreicht wird;".

§ 52 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Lautet die Gesamtbeurteilung mindestens
auf „gut", so gilt die für die Erreichung der
10. Gehaltsstufe erforderliche Durchschnitts-
leistung als erbracht."

10. Im § 53 Abs. 1 hat an die Stelle der
Wendung „31. Oktober" zu treten: „30. Novem-
ber".

11. Dem § 56 ist anzufügen:

„§ 136 Abs. 4 der Lehrerdienstpragmatik
findet auf Landeslehrer keine Anwendung."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit Wirkung vom
1. September 1969 in Kraft.

Artikel III
Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß

Artikel 14 Abs. 8 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 zustehenden
Rechte ist das Bundesministerium für Unterricht
betraut.

Jonas
Klaus Mock
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289. Bundesgesetz vom 10. Juli 1969,
mit dem das Schulorganisationsgesetz neuer-
lich abgeändert wird (3. Schulorganisations-

gesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/

1962, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 243/1965 und Nr. 173/1966, wird abgeändert
wie folgt:

Nach § 131 sind folgende §§ 131 a und 131 b
einzufügen:

„§ 131 a

Während des im § 131 b näher umschriebenen
Zeitraumes gelten abweichend von den Bestim-
mungen der §§ 35, 37 und 39 folgende Vorschrif-
ten:

1. § 35 Abs. 1 hat zu lautem

(1) Die allgemeinbildenden höheren Schulen
schließen an die 4. Schulstufe der Volksschule an
und umfassen acht Schulstufen (5. bis 12. Schul-
stufe).

2. § 35 Abs. 3 hat zu lauten:

(3) Die allgemeinbildenden höheren Schulen
gliedern sich in eine vierjährige Unterstufe und
eine vierjährige Oberstufe.

3. § 37 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

Das Musisch-pädagogische Realgymnasium
schließt an die 8. Schulstufe an, deren erfolg-
reicher Abschluß nachzuweisen ist, und umfaßt
eine einjährige Übergangsstufe und eine selb-
ständige vierjährige Oberstufe.

4. § 37 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

Das Aufbaugymnasium und das Aufbaureal-
gymnasium umfassen eine einjährige Übergangs-
stufe und eine selbständige vierjährige Ober-
stufe.

5. § 37 Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:

Das Gymnasium für Berufstätige und das Real-
gymnasium für Berufstätige umfassen neun Halb-
jahrslehrgänge.

6. Im § 39 Abs. 1 Z. 2 hat es in den Klammer-
ausdrücken jeweils statt „bis 9. Klasse" zu lauten:
„bis 8. Klasse".

7. § 39 Abs. 4 Z. 1 lit. b hat zu lauten:

b) eine lebende Fremdsprache (5. bis 8. Klasse),
alternativ eine zweite lebende Fremdsprache
oder Latein (in drei Klassen), Geometrisches
Zeichnen, Instrumentalmusik;

§ 131 b

(1) Die Bestimmungen des § 131 a Z. 1, 2 und 6
gelten für jene Schüler, die zu Beginn der Schul-
jahre 1969/70 bis 1971/72 in die 5. Klasse oder zu
Beginn des Schuljahres 1969/70 in die 6. oder 7.
Klasse einer allgemeinbildenden höheren Schule
im Sinne des § 36 eintreten, bis zum Abschluß
ihrer Schulzeit, längstens aber bis zum Ende des
Schuljahres 1974/75.

(2) Die Bestimmungen des § 131 a Z. 3 und 7
gelten für jene Schüler,

a) die zu Beginn der Schuljahre 1969/70 bis
1971/72 in die 5. Klasse oder zu Beginn des
Schuljahres 1969/70 in die 6. oder 7. Klasse
eines Musisch-pädagogischen Realgym-
nasiums eintreten, bis zum Abschluß ihrer
Schulzeit, längstens aber bis zum Ende des
Schuljahres 1974/75,

b) die zu Beginn der Schuljahre 1970/71 bis
1971/72 in die Übergangsstufe eines musisch-
pädagogischen Realgymnasiums eintreten,
bis zum Abschluß ihrer Schulzeit, längstens
aber bis zum Ende des Schuljahres 1975/76.

(3) Die Bestimmungen des § 131 a Z. 4 gelten
für jene Schüler, die zu Beginn der Schuljahre
1969/70 bis 1971/72 in die Übergangsstufe oder in
die 5. Klasse oder zu Beginn des Schuljahres 1969/
1970 in die 6. oder 7. Klasse eines Aufbaugym-
nasiums oder Aufbaurealgymnasiums eintreten, bis
zum Abschluß ihrer Schulzeit, längstens aber bis
zum Ende des Schuljahres 1975/76.

(4) Die Bestimmungen des § 131 a Z. 5 gelten
für jene Schüler, die in den Schuljahren 1969/70
bis 1971/72 in den 1. oder 2. Halbjahrslehrgang
oder im Schuljahr 1969/70 in den 2. bis 8. Halb-
jahrslehrgang eines Gymnasiums oder Realgym-
nasiums für Berufstätige eintreten, bis zum Ab-
schluß ihrer Schulzeit, längstens aber bis zum
Ende des Schuljahres 1975/76.

(5) Für jene Schüler, die die lehrplanmäßig
letzte Klasse am Ende der in den vorstehenden
Absätzen genannten Fristen nicht erfolgreich be-
suchen und zur Wiederholung der betreffenden
Klasse berechtigt sind, verlängert sich die An-
wendbarkeit der entsprechenden Bestimmungen
um ein Schuljahr."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Unterricht betraut.

Jonas
Klaus Mock
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290. Bundesgesetz vom 10. Juli 1969
über technische Studienrichtungen

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

Allgemeine Bestimmungen

§ 1. G r u n d s ä t z e u n d Z i e l e

Die in diesem Bundesgesetz vorgesehenen
Studienrichtungen sind im Sinne der Grundsätze
und Ziele des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, zur Entwick-
lung der technischen Wissenschaften, zum Zwecke
der Heranbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses, der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
und darüber hinaus der Weiterentwicklung der
Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher
und konstruktiver Arbeit auf dem Gebiet der
technischen Wissenschaften zu gestalten.

§2. Akademische Grade

(1) An die Absolventen der Diplomstudien
der in § 4 angeführten Studienrichtungen wird
der akademische Grad „Diplom-Ingenieur", abge-
kürzt „Djpl.-Ing.", verliehen.

(2) An die Absolventen der Doktoratsstudien
(§ 11) wird der akademische Grad „Doktor der
technischen Wissenschaften", lateinische Bezeich-
nung „Doctor technicae", abgekürzt „Dr. techn.",
verliehen.

II. ABSCHNITT

Diplomstudien

§ 3 . S t u d i e n d a u e r u n d S t u d i e n -
a b s c h n i t t e

(1) Das Studium zur Erwerbung des im § 2
Abs. 1 genannten Diplomgrades besteht aus zwei
Studienabschnitten und erfordert, einschließlich
der für die Anfertigung der Diplomarbeit vorge-
sehenen Zeit, die Inskription von 10 Semestern.

(2) Der erste Studienabschnitt umfaßt vier
Semester, der zweite Studienabschnitt umfaßt
sechs Semester; die Studienabschnitte der Studien-
richtung „Technische Chemie" umfassen je fünf
Semester.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
auf Antrag des Studierenden die Inskription von
einem Semester, höchstens aber von zwei Se-
mestern zu erlassen, wenn der Studierende die
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert (§ 10 Allge-
meines Hochschul-Studiengesetz) und den ersten
Teil der zweiten Diplomprüfung (§10 Abs. 1
zweiter Saw) abgelegt! hat.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

§ 4. S t u d i e n r i c h t u n g e n u n d
Studienzweige

(1) Folgernde Studienrichtungen sind einzu-
richten:

a) Bauingenieurwesen;
b) Wirtschaftsingenieurwesen — Bauwesen;
c) Architektur;
d) Raumplanung und Raumordnung;
e) Maschinenbau;
f) Wirtschaftsingenieurwesen — Maschinen-

bau;
g) Elektrotechnik;
h) Verfahrenstechnik;
i) Technische Mathematik;
j) Technische Chemie;

k) Technische Physik;
l) Vermessungswesen;

m) Informatik.

(2) Werden innerhalb einer Studienrichtung
Gruppen von Fächern zur Wahl gestellt, die nur
gemeinsam gewählt werden dürfen, so sind
solche Wahlfächergruppen als Studienzweige zu
bezeichnen.

§5 . E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung
setzt die Erfüllung der im § 27 Abs. 2 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes festge-
setzten Bedingungen voraus.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Sie ist nach Wahl des Kandidaten

a) entweder in der Form von Teilprüfungen
von Einzelprüfern,

b) oder als kommissionelle Prüfung in zwei
Teilen vom gesamten Prüfungssenat nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen ab-
zuhalten:
aa) Der erste Teil der kommissionellen

Prüfung umfaßt mindestens zwei,
höchstens aber drei vom Kandidaten
anzugebende Prüfungsfächer der ersten
Diplomprüfung. Die übrigen Prüfungs-
fächer der ersten Diplomprüfung sind
im zweiten Teil der kommissionellen
Prüfung zu prüfen;

bb) meldet sich der Kandidat nach dem
ersten Studienjahr zum ersten Teil der
kommissionellen Prüfung, so umfaßt
sie diejenigen Prüfungsfächer bzw. die-
jenigen Prüfungsteile derselben, die
den im ersten Studienjahr inskribierten
Lehrveranstaltungen entsprechen. Der
zweite Teil der kommissionellen Prü-
fung umfaßt die übrigen Prüfungs-
fächer bzw, Prüfungsteile.

(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme der ersten Diplomprüfung erst nach
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Ablegung einer oder mehrerer Teilprüfungen
(Prüfungsteile), so hat sich die kommissionelle
Prüfung auf die restlichen Prüfungsfächer (Prü-
fungsteile) zu beschränken.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung den Stoff von
mehreren Vorlesungen, allenfalls auch von
Repetitorien, so zerfällt diese Teilprüfung in so
viele Prüfungsteile, als Lehrveranstaltungen ein-
gerichtet sind. Teilprüfungen und Prüfungsteile
von solchen können frühestens nach. Abschluß
der ihren Stoff betreffenden Lehrveranstaltungen
abgelegt werden.

(5) Die Studienpläne können vor Ablegung
bestimmter Teilprüfungen oder Prüfungsteile die
erfolgreiche Ablegung einzelner, die notwen-
digen Vorkenntnisse nachweisenden Teilprüfun-
gen oder Prüfungsteile vorsehen. Für das Er-
löschen der Wirksamkeit von Prüfungsteilen
sind die Bestimmungen des § 31 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes anzuwenden.

(6) Zerfällt eine Teilprüfung in mehrere
Prüfungsteile, so sind bei der Wiederholung dieser
Prüfungsteile die Bestimmungen des § 30 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes anzuwen-
den. Hat der Studierende mehr als einen Prü-
fungsteil zunächst ohne Erfolg abgelegt, so ist
die letzte (dritte) zulässige Wiederholung dieser
Prüfungsteile gemeinsam als kommissionelle
Prüfung vor einem Prüfungssenat abzulegen. Der
Prüfungssenat hat aus den Leitern der betreffen-
den Lehrveranstaltungen, mindestens aber aus
einem Vorsitzenden und zwei Prüfungskommis-
sären zu bestehen.

(7) Besteht eine Teilprüfung aus mehreren
Prüfungsteilen, so gilt sie nur dann als mit
Erfolg abgelegt, wenn jeder Prüfungsteil zumin-
dest mit der Note „genügend" beurteilt wurde
(§ 29 Allgemeines Hochschul-Studiengesetz).

(8) Für die Wiederholung von Vorprüfungen
sind die Bestimmungen der Abs. 6 und 7 sinn-
gemäß anzuwenden.

§6. P r ü f u n g s f ä c h e r d e r e r s t e n
Diplomprüfung

Prüfungsfächer der ersten Diplomprüfung sind:

a) In der Studienrichtung „Bauingenieur-
wesen":
1. Mathematik;
2. Darstellende Geometrie;
3. Mechanik;
4. Physik.

b) In der Studienrichtung „Wirtschafts-
ingenieurwesen — Bauwesen":
1. Mathematik;
2. Darstellende Geometrie;
3. Mechanik;
4. Physik.

c) In der Studienrichtung „Architektur":
1. Hochbau;
2. Baustofflehre;
3. Tragwerkslehre;
4. Baukunst.

d) In der Studienrichtung „Raumplanung und
Raumordnung": Nach Wahl des Studieren-
den die Prüfungsfächer der Studienrichtung
„Bauingenieurwesen", „Wirtschaftsinge-
nieurwesen—Bauwesen", „Architektur"
oder der Studienrichtung „Vermessungs-
wesen".

e) In der Studienrichtung „Maschinenbau":
1. Mathematik;
2. Darstellende Geometrie;
3. Mechanik;
4. Physik.

f) In der Studienrichtung „Wirtschafts-
ingenieurwesen — Maschinenbau":
1. Mathematik;
2. Darstellende Geometrie;
3. Mechanik;
4. Physik.

g) In der Studienrichtung „Elektrotechnik":
1. Mathematik;
2. Mechanik;
3. Physik;
4. Einführung in die Elektrotechnik.

h) In der Studienrichtung „Verfahrenstech-
nik":
1. Mathematik;
2. Darstellende Geometrie;
3. Mechanik;
4. Physik.

i) In der Studienrichtung „Technische Mathe-
matik":
1. Analysis;
2. Algebra;.
3. Geometrie;
4. nach Wahl des Kandidaten eines der

beiden folgenden Fächer:
aa) Wenn im zweiten Studienabschnitt der

Studienzweig „Mathematik natur-
wissenschaftlicher Richtung" gewählt
wird:
Mechanik;
Physik.

bb) Wenn im zweiten Studienabschnitt der
Studienzweig „Wirtschafts- und Pla-
nungsmathematik" gewählt wird:
Volkswirtschaftstheorie;
Betriebswirtschaftstheorie.

cc) Wenn im zweiten Studienabschnitt der
Studienzweig „Informations- und
Datenverarbeitung" gewählt wird:
Systemtheorie;
Programmierung.
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j) In der Studienrichtung „Technische
Chemie":
1. Analytische Chemie;
2. Anorganische Chemie;
3. Organische Chemie;
4. Physikalische Chemie;
5. Physik.

k) In der Studienrichtung „Technische Physik":
1. Physik;
2. Mechanik;
3. Mathematik;
4. Chemie.

l) In der Studienrichtung „Vermessungs-
wesen":
1. Mathematik;
2. Darstellende Geometrie;
3. Physik;
4. Geodätisches Rechnen;
5. Vermessungskunde.

m) In der Studienrichtung „Informatik":
1. Algebra;
2. Analysis;
3. Physikalische und elektronische Grund-

lagen der Informatik;
4. Grundzüge der Informatik.

§7. Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
Diplomprüfung

(1) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
setzt die Erfüllung der im § 27 Abs. 2 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes festgesetz-
ten Bedingungen voraus.

(2) Ordentliche Hörer, die im zweiten Studien-
abschnitt die Studienrichtung oder in der Studien-
richtung Technische Mathematik den Studien-
zweig wechseln, haben bis zur Anmeldung zur
zweiten Diplomprüfung ihre bisherigen Studien
durch Ablegung der ersten Diplomprüfung in
den für die neue Studienrichtung (Studienzweig)
fehlenden Prüfungsfächern zu ergänzen.

(3) Zum zweiten Studienabschnitt der Studien-
richtung „Raumplanung und Raumordnung"
sind ordentliche Hörer zuzulassen, welche die
erste Diplomprüfung der Studienrichtung „Bau-
ingenieurwesen", „Wirtschaftsingenieurwesen —
Bauwesen", „Architektur" oder „Vermes-
sungswesen" abgelegt haben; ferner sind Studie-
rende zuzulassen, welche die erste Diplomprüfung
des Studiums der Architektur an der Akademie
für angewandte Kunst oder alle Einzelprüfungen
über die in den ersten zwei Jahren im Rahmen
des Studiums der Architektur an der Akademie
der bildenden Künste zu inskribierenden Lehr-
veranstaltungen abgelegt haben; ebenso sind
Studierende zuzulassen, welche die erste Diplom-
prüfung der Studienrichtung „Landwirtschaft",

„Forst- und Holzwirtschaft", „Kulturtechnik und
Wasserwirtschaft", der soziologischen, sozialwirt-
schaftlichen, sozial- und wirtschaftsstatistischen,
volkswirtschaftlichen, betriebswirtschaftlichen,
handelswissenschaftlichen oder geographischen
Studienrichtung abgelegt haben.

(4) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 4 und 5
sind sinngemäß anzuwenden.

§8 . D i p l o m a r b e i t

(1) Das Thema der Diplomarbeit ist einem
der gewählten Studienrichtung zugehörigen Fach
zu entnehmen.

(2) Der ordentliche Hochschulprofessor, außer-
ordentliche Hochschulprofessor, emeritierte
Hochschulprofessor, Honorarprofessor oder
Hochschuldozent, der den Kandidaten bei der
Ausarbeitung der Diplomarbeit betreut und die
Begutachtung der Diplomarbeit übernimmt, hat
nach Anhörung des Kandidaten im Einvernehmen
mit dem Präses der Prüfungskommission zur
Abhaltung der zweiten Diplomprüfung festzu-
setzen, ob die Diplomarbeit als Institutsarbeit
oder als Hausarbeit durchzuführen ist.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß eine genügende Zahl von
Themen für Diplomarbeiten vorgeschlagen wird
(§ 5 Abs. 2 lit. f und § 25 Abs. 1 Allgemeines
Hochschul-Studiengesetz).

§ 9. P r ü f u n g s f ä c h e r d e r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Auf Antrag des Kandidaten hat der Präses
der Prüfungskommission zur Abhaltung der
zweiten Diplomprüfung zu bewilligen, daß die
gemäß Abs. 3 vorgesehenen Prüfungsfächer (oder
Teilgebiete derselben) zum Teil gegen Prüfungs-
fächer anderer Studienrichtungen oder Stadien-
zweige, die an der betreffenden Hochschule oder
an einer anderen Hochschule durchgeführt wer-
den, ausgetauscht werden, wenn die Wahl im
Hinblick auf wissenschaftliche Zusammenhänge
oder eine Ergänzung der wissenschaftlichen Be-
rufsausbildung sinnvoll erscheint. Die gemäß
dieser Bestimmung gewählten Prüfungsfächer
dürfen die Hälfte des Prüfungsstoffes der zweiten
Diplomprüfung, gemessen an der Stundenzahl
der für sie auf Grund des Studienplanes zu
inskribierenden Lehrveranstaltungen, nicht über-
steigen. Aus den gewählten Prüfungsfächern sind
Lehrveranstaltungen im Ausmaß der Lehrveran-
staltungen für die weggefallenen Prüfungsfächer
(Prüfungsteile) zu inskribieren.

(2) Sofern die im Abs. 3 genannten Prüfungs-
fächer eine Wandlung in ihrer Bedeutung und
ihrem Inhalt erfahren, kann in den Studien-
ordnungen angeordnet werden, einzelnen dieser
Prüfungsfächer einschließlich der Wahlfächer eine
andere Bezeichnung zu geben, sie zusammenzu-
fassen oder zu teilen.
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(3) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind unter Bedachtnahme auf Abs. 1 :

a) In der Studienrichtung „Bauingenieur-
wesen":

I. Die folgenden Prüfungsfächer:
aa) Baustatik;
bb) Konstruktiver Ingenieurbau;
cc) Grundbau und Bodenmechanik;
dd) Verkehrswesen;
ee) Wasserbau;
ff) Baubetrieb und Bauwirtschaft.

Die Studienordnung hat Gruppen von
Wahlfächern aus Teilgebieten der Prüfungs-
fächer festzusetzen, von denen der
Kandidat eine oder mehrere Gruppen zu
wählen hat.

II. Die Prüfungsfächer einer der folgenden
Studienzweige:

1. „Konstruktiver Ingenieurbau":
aa) Baustatik;
bb) Konstruktiver Ingenieurbau;
cc) Verkehrswesen;
dd) Grundbau und Bodenmechanik;
ee) Wasserwirtschaft und Wasserbau;
ff) Baubetrieb und Bauwirtschaft.

2. „Verkehrswesen und Verkehrswirt-
schaft":
aa) Baustatik;
bb) Konstruktiver Ingenieurbau;
cc) Grundbau und Bodenmechanik;
dd) Verkehrswesen;
ee) Verkehrswirtschaft;
ff) Wasserwirtschaft und Wasserbau;
gg) Raumplanung und Raumordnung.

3. „Wasserwirtschaft und Wasserbau":
aa) Baustatik;
bb) Konstruktiver Ingenieurbau;
cc) Grundbau und Bodenmechanik;
dd) Verkehrswesen;
ee) Wasserwirtschaft und Wasserbau;
ff) Baubetrieb und Bauwirtschaft.

4. „Baubetrieb und Bauwirtschaft":
aa) Baustatik;
bb) Konstruktiver Ingenieurbau;
cc) Grundbau und Bodenmechanik;
dd) Verkehrswesen;
ee) Wasserbau;
ff) Wasserwirtschaft;

gg) Baubetrieb und Bauwirtschaft.

b) In der Studienrichtung „Wirtschafts-
ingenieurwesen — Bauwesen" die folgenden
Prüfungsfächer:

aa) Baustatik;
bb) Konstruktiver Ingenieurbau;
cc) Grundbau und Bodenmechanik;

dd) Verkehrswesen;
ee) Wasserbau;
ff) Baubetrieb und Bauwirtschaft;

gg) Wirtschaftswissenschaften.

Die Studienordnung hat Gruppen von
Wahlfächern aus Teilgebieten der Prüfungs-
fächer festzusetzen, von denen der
Kandidat eine oder mehrere Gruppen zu
wählen hat.

c) In der Studienrichtung „Architektur" die
folgenden Prüfungsfächer:

aa) Hochbau;
bb) Innenraumgestaltung;
cc) Gebäudelehre;
dd) Siedlungswesen und Städtebau;
ee) Wohnbau.

Die Studienordnung hat Gruppen von
Wahlfächern aus Teilgebieten der Prüfungs-
fächer festzusetzen, von denen der Kandidat
eine oder mehrere Gruppen zu wählen hat

d) In der Studienrichtung „Raumplanung und
Raumordnung" die folgenden Prüfungs-
fächer:

aa) wissenschaftliche Grundlagen der
Raumplanung unter besonderer Be-
rücksichtigung jener Teilgebiete, über
die der Kandidat während des von
ihm gemäß § 7 Abs. 3 zurückgelegten
ersten Studienabschnittes nicht ge-
prüft wurde;

bb) Städtebau und Gemeindeplanung;
cc) Regional- und Landesplanung;
dd) Landschaftspflege und Grünraum-

gestaltung.

e) In der Studienrichtung „Maschinenbau":
I. Die folgenden Prüfungsfächer:

aa) Theoretische Maschinenlehre;
bb) Technologie;
cc) Maschinenbau.

Die Studienordnung hat Gruppen von
Wahlfächern aus Teilgebieten der Prüfungs-
fächer festzusetzen, von denen der
Kandidat eine oder mehrere Gruppen zu
wählen hat.

II. Die Prüfungsfächer eines der fol-
genden Studienzweige:

1. „Maschinenbau":
aa) Theoretische Maschinenlehre;
bb) Technologie;
cc) Maschinenbau.

2. „Verfahrensingenieurwesen":
aa) Theoretische Maschinenlehre;
bb) Technologie;
cc) Maschinenbau;
dd) Verfahrensingenieurwesen.
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3. „Betriebswissenschaften":
aa) Theoretische Maschinenlehre;
bb) Technologie;
cc) Maschinenbau;
dd) Betriebswissenschaften.

4. „Verkehrstechnik und Verkehrsmittel":
aa) Theoretische Maschinenlehre;
bb) Technologie;
cc) Maschinenbau;
dd) Verkehrstechnik und Verkehrs-

mittel.
5. „Schiffstechnik":

aa) Theoretische Maschinenlehre;
bb) Maschinenbau;
cc) Schiffstechnik.

f) In der Studienrichtung „Wirtschafts-
ingenieurwesen — Maschinenbau" die fol-
genden Prüfungsfächer:

aa) Technologie;
bb) Theoretische Maschinenlehre;
cc) Maschinenbau;
dd) Wirtschaftswissenschaften.
Die Studienordnung hat Gruppen von

Wahlfächern aus Teilgebieten der Prüfungs-
fächer festzusetzen, von denen der
Kandidat eine oder mehrere Gruppen zu
wählen hat.

g) In der Studienrichtung „Elektrotechnik":
I. Die folgenden Prüfungsfächer:

aa) Grundlagen und Theorie der
Elektrotechnik;

bb) Elektrische Maschinen;
cc) Elektrische Anlagen;
dd) Nachrichten- und Hochfrequenz-

technik;
ee) Elektronik;
ff) nach Wahl des Kandidaten ein Fach

der speziellen Elektrotechnik.
Die Studienordnung hat Gruppen von

Wahlfächern aus Teilgebieten der Prüfungs-
fächer festzusetzen, von denen der
Kandidat eine oder mehrere Gruppen zu
wählen hat.

II Die Prüfungsfächer eines der folgenden
Studienzweige:

1. „Elektrische Energietechnik":
aa) Theoretische und Allgemeine Elek-

trotechnik;
bb) Energieumformung;
cc) Energieverteilung.

2. „Industrielle Elektronik und Regelungs-
technik":
aa) Theoretische und Allgemeine Elek-

trotechnik;
bb) Elektronik und Energiesteuerung;
cc) Meß-, Regelungs- und Informations-

technik.

3. „Nachrichtentechnik":
aa) Theoretische und Allgemeine Elek-.

trotechnik;
bb) Elektronik und Hochfrequenz-

technik;
cc) Nachrichtenübertragung und Infor-

mationsverarbeitung.

h) In der Studienrichtung „Verfahrenstechnik"
die folgenden Prüfungsfächer:

aa) Theoretische Maschinenlehre;
bb) Maschinenbau;
cc) Verfahrenstechnik;
dd) Apparate und Anlagenbau.

Die Studienordnung hat Gruppen von
Wahlfächern aus Teilgebieten der Prüfungs-
fächer festzusetzen, von denen der
Kandidat eine oder mehrere Gruppen zu
wählen hat.

i) In der Studienrichtung „Technische Mathe-
matik" die Prüfungsfächer eines der folgen-
den Studienzweige:
1. „Mathematik naturwissenschaftlicher

Richtung":
aa) Analysis;
bb) Wahrscheinlichkeitstheorie und

Mathematische Statistik;
cc) Numerische Mathematik;
dd) Angewandte Mathematik.

2. „Wirtschafts- und Planungsmathematik":
aa) Analysis;
bb) Wahrscheinlichkeitstheorie und

Mathematische Statistik;
cc) Numerische Mathematik;
dd) Unternehmensforschung;
ee) Ökonometrie.

3. „Informations- und Datenverarbeitung":
aa) Analysis;
bb) Wahrscheinlichkeitstheorie und

Mathematische Statistik;
cc) Numerische Mathematik;
dd) Mathematische Logik and Grund-

lagen der Mathematik;
ee) Computerwissenschaft.

j) In der Studienrichtung „Technische
Chemie":

I. Die folgenden Prüfungsfächer:
aa) Anorganische Chemie und Chemi-

sche Technologie anorganischer
Stoffe;

bb) Organische Chemie und Chemische
Technologie organischer Stoffe;

cc) Biochemie und Biochemische Techno-
logie;

dd) Physikalische Chemie;
ee) Radiochemie oder Verfahrens-

technik.
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Die Studienordnung hat Gruppen von
Wahlfädhern aus Teilgebieten der Prüfungs-
fächer festzusetzen, von denen der
Kandidat eine oder mehrere Gruppen zu
wählen hat.

II. Die Prüfungsfächer eines der folgenden
Studienzweige:

1. „Anorganische Chemie":
aa) Anorganische Chemie und Chemi-

sche Technologie anorganischer
Stoffe;

bb) Analytische Chemie;
cc) Physikalische Chemie;
dd) Verfahrenstechnik.

2. „Organische Chemie":
aa) Organische Chemie und Chemische

Technologie organischer Stoffe;
bb) Biochemie und Biochemische Techno-

logie;
cc) Analytische Chemie;
dd) Physikalische Chemie.

3. „Biochemie und Lebensmittelchemie":
aa) Biochemie und Biochemische Techno-

logie;
bb) Organische Chemie und Chemische

Technologie organischer Stoffe;
cc) Analytische Chemie;
dd) Physikalische Chemie.

4. „Chemieingenieurwesen":
aa) Verfahrenstechnik und Chemisches

Apparatewesen;
bb) Physikalische Chemie;
cc) Chemische Technologie anorgani-

scher Stoffe;
dd) Chemische Technologie organischer

Stoffe.

k) In der Studienrichtung „Technische Physik"
die folgenden Prüfungsfächer:

aa) Experimentalphysik;
bb) Angewandte Physik;
cc) Theoretische Physik.

Die Studienordnung hat Gruppen von
Wahlfächern aus Teilgebieten der Prüfungs-
fächer festzusetzen, von denen der
Kandidat eine oder mehrere Gruppen zu
wählen hat.

l) In der Studienrichtung „Vermessungs-
wesen":

I. Die folgenden Prüfungsfächer:
aa) Geodäsie;
bb) Photogrammetrie;
cc) Landesvermessung;
dd) Erdmessung;
ee) Geophysik.

Die Studienordnung hat Gruppen von
Wahlfächern aus Teilgebieten der Prüfungs-
fächer festzusetzen, von denen der.
Kandidat eine oder mehrere Gruppen zu
wählen hat.

II. Die Prüfungsfächer eines der folgenden
Studienzweige:

1. „Landesvermessung und Ingenieurgeo-
däsie":
aa) Allgemeine Geodäsie;
bb) Photogrammetrie;
cc) Landesvermessung einschließlich der

rechtlichen Grundlagen des Vermes-
sungswesens;

dd) nach Wahl des Kandidaten:
Raumplanung und Raumordnung
oder Erdmessung.

2. „Photogrammetrie und Kartographie":
aa) Allgemeine Geodäsie;
bb) Photogrammetrie;
cc) Kartographie;
dd) nach Wahl des Kandidaten:

Landesvermessung einschließlich der
rechtlichen Grundlagen des Vermes-
sungswesens oder
Raumplanung und Raumordnung.

3. „Erdmessung und Geophysik":
aa) Allgemeine Geodäsie;
bb) Landesvermessung einschließlich der

rechtlichen Grundlagen des Vermes-
sungswesens;

cc) Erdmessung;
dd) Geophysik.

m) In der Studienrichtung „Informatik" die
folgenden Prüfungsfächer:
aa) Mathematische Grundlagen der Infor-

matik;
bb) Logische Grundlagen der Informatik;
cc) Entwurf von Datenverarbeitungs-

systemen;
dd) Organisation und Betrieb von Daten-

verarbeitungssystemen ;
ee) Programmierung.

§ 10. D u r c h f ü h r u n g d e r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in zwei Teilen abzulegen ist. Der
erste Teil ist nach Wahl des Kandidaten in der
Form von Teilprüfungen vor Einzelprüfern oder
als kommissionelle Prüfung aus allen Prüfungs-
fächern gemäß § 9 abzulegen. Der zweite Teil
ist jedenfalls als kommissionelle Prüfung vom
gesamten Prüfungssenat abzuhaken und besteht
aus zwei Prüfungsfächern:

a) dem Teilgebiet des Prüfungsfaches, dem das
Thema der Diplomarbeit zuzuordnen ist;
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b) einem Teilgebiet des Prüfungsfaches, das als
Schwerpunkt der Studienrichtung (des
Studienzweiges) anzusehen ist. Es ist unter
Berücksichtigung der Prüfung gemäß lit. a
vom Präses der Prüfungskommission zur
Abhaltung der zweiten Diplomprüfung
nach Anhörung des Kandidaten zu bestim-
men. Der Kandidat ist berechtigt, einen
Vorschlag zu machen.

(2) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme des ersten Teiles der zweiten Diplom-
prüfung erst nach Ablegung einer oder mehrerer
Teilprüfungen, so erstreckt sich die kommis-
sionelle Prüfung auf die restlichen Prüfungs-
fächer.

(3) Der zweite Teil der zweiten Diplomprü-
fung ist mündlich abzuhalten. Die Bestimmungen
des § 5 Abs. 4 bis 8 sind sinngemäß anzuwenden.

III. ABSCHNITT

Doktoratsstudien

§ 11. D o k t o r a t d e r t e c h n i s c h e n
W i s s e n s c h a f t e n

(1) Voraussetzung für die Erwerbung des
Doktorates der technischen Wissenschaften ist
die Ablegung der zweiten Diplomprüfung einer
der in diesem Bundesgesetz geregelten Studien-
richtungen oder die Ablegung der abschließenden
Diplomprüfung einer gleichwertigen (§ 21 Abs. 5
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz), an einer
anderen in- oder ausländischen Hochschule absol-
vierten Studienrichtung oder die Ablegung der
Lehramtsprüfung aus einem an einer Technischen
Hochschule vertretenen Fach.

(2) Eine Inskription ist abweichend von den
Bestimmungen des § 14 Abs. 7 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes nicht zu fordern.
Gemäß § 21 Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes notwendige ergänzende Studien
und Prüfungen sind bis zur Vorlage der Disserta-
tion nachzutragen. § 21 Abs. 3 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes gilt sinngemäß.

(3) Das Thema der Dissertation ist den auf
Grund dieses Bundesgesetzes eingerichteten
Studien der technischen Wissenschaften zu ent-
nehmen, sofern das Fach, dem die Dissertation
zuzurechnen ist, an der betreffenden Hochschule
durch einen Hochschulprofessor, nach Maßgabe
der Bestimmungen des § 25 Abs. 2 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes auch durch
einen emeritierten Hochschulprofessor, Honorar-
professor oder Hochschuldozenten vertreten ist.

(4) Prüfungsfächer des Rigorosums sind:
a) das Teilgebiet des Faches, dem das Thema

der Dissertation zuzuordnen ist;
b) ein Teilgebiet eines Faches, das vom Präses

der zuständigen Prüfungskommission nach
Anhörung des Kandidaten und der Begut-
achtung der Dissertation auf Grund des

thematischen Zusammenhanges mit der
Dissertation zu bestimmen ist. Der Kandi-
dat ist berechtigt, einen Vorschlag zu
machen.

(5) Das Rigorosum ist eine Gesamtprüfung,
die in der Form einer kommissionellen Prüfung
vom gesamten Prüfungssenat abzuhalten ist.

IV. ABSCHNITT

Kurzstudien

§12. V e r s i c h e r u n g s m a t h e m a t i k

(1) Das Studium der Versicherungsmathematik
umfaßt sechs Semester und wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

(2) Das Studium der Versicherungsmathematik
ist so einzurichten, daß es auch neben einem
anderen ordentlichen Studium betrieben werden
kann.

(3) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 bis 8
sind sinngemäß anzuwenden.

(4) Prüfungsfächer der Diplomprüfung sind:
a) Versicherungsmathematik;
b) Statistik einschließlich Wahrscheinlichkeits-

theorie;
c) Privatversicherungsrecht.

(5) Die Prüfung aus den im Abs. 4 unter lit. a
und b genannten Fächern besteht aus je einer
Prüfungsarbeit und einer mündlichen Prüfung.
Das im Abs. 4 unter lit. c genannte Fach wird
nur mündlich geprüft.

(6) An die Absolventen des Studiums der
Versicherungsmathematik wird im Sinne des § 14
Abs. 6 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
die Berufsbezeichnung „Geprüfter Versicherungs-
mathematiker" verliehen.

(7) Die Diplomprüfung ist nach Ablegung einer
Ergänzungsprüfung aus Mathematik als erste
Diplomprüfung des Studienzweiges „Wirtschafts-
und Planungsmathematik" anzuerkennen. Bei der
Anerkennung als erste Diplomprüfung anderer
Studienrichtungen sind die Bestimmungen des
§ 21 Abs. 1 und 5 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes sinngemäß anzuwenden.

§ 13. Rechentechnik

(1) Das Studium der Rechentechnik umfaßt
vier Semester und wird mit einer Diplomprüfung
abgeschlossen.

(2) Das Studium der Rechentechnik ist so
einzurichten, daß es auch neben einem anderen
ordentlichen Studium betrieben werden kann.

(3) Prüfungsfächer der Diplomprüfung sind:
a) Mathematik;
b) Numerische Mathematik;
c) Statistik;
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d) Wirtschaftswissenschaften und Wirtschafts-
mathematik;

e) Programmieren und Gerätetechnik;
f) Datenverarbeitung und Computersysteme.

(4) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 bis 8
sind sinngemäß anzuwenden.

(5) Falls die Diplomprüfung als kommissionelle
Gesamtprüfung abgehalten wird, besteht sie aus
den im Abs. 3 unter lit. a und b genannten
Fächern aus je einer Prüfungsarbeit und einer
mündlichen Prüfung; die in Abs. 3 lit. c, d, e
und f genannten Fächer werden nur mündlich
geprüft

(6) An die Absolventen des Studiums der
Rechentechnik wird im Sinne des § 14 Abs. 6
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes die
Berufsbezeichnung „Geprüfter Rechentechniker"
verliehen.

(7) Die Diplomprüfung ist nach Ablegung einer
Ergänzungsprüfung aus Mathematik als erste
Diplomprüfung der Studienzweige „Informa-
tions- und Datenverarbeitung" sowie „Planungs-
und Wirtschaftsmathematik" anzuerkennen. Bei
der Anerkennung als erste Diplomprüfung
anderer Studienrichtungen (Studienzweige) sind
die Bestimmungen des § 21 Abs. 1 und 5 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes sinn-
gemäß anzuwenden.

V. ABSCHNITT

Studium der Architektur an der Akademie der
bildenden Künste und an der Akademie für

angewandte Kunst

§ 14. S t u d i u m d e r A r c h i t e k t u r an
d e r A k a d e m i e d e r b i l d e n d e n

Künste

(1) Das Studium der Architektur an der
Akademie der bildenden Künste erfordert, ein-
schließlich der für die Anfertigung der Diplom-
arbeit vorgesehenen Zeit, die Inskription von
acht Semestern. Abweichend von den Bestim-
mungen des § 14 Abs. 1 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes ist es nicht in Studien-
abschnitte gegliedert.

(2) Die Diplomprüfung ist eine Gesamtprüfung,
die in zwei Teilen abzulegen ist. Der erste Teil
ist nach Wahl des Kandidaten in der Form von
Teilprüfungen vor Einzelprüfern oder als kom-
missionelle Prüfung abzulegen. Die Bestimmungen
des § 5 Abs. 2 bis 8 sind sinngemäß anzuwenden.

(3) Auf die Anfertigung der Diplomarbeit
sind die Bestimmungen des § 8 sinngemäß anzu-
wenden.

(4) Der erste Teil der Diplomprüfung umfaßt
folgende Prüfungsfächer:

a) Geschichte der Baukonstruktion;
b) Kunstgeschichte;
c) Perspektive und Darstellende Geometrie;

d) Statik und Festigkeitslehre;
e) Konstruktiver Ingenieurbau;
f) Entwerfen (Meisterklasse);
g) Gebäudelehre;
h) Städtebau;
i) Wohnungswesen und Siedlungsbau;
j) Landesplanung.

(5) Der zweite Teil der Diplomprüfung ist als
kommissionelle Prüfung vor dem Professoren-
kollegium der Akademie der bildenden Künste
abzulegen. Er umfaßt die Verteidigung der
Diplomarbeit in allen ihren Teilen.

§ 15. S t u d i u m d e r A r c h i t e k t u r an
d e r A k a d e m i e f ü r a n g e w a n d t e

Kunst

(1) Das Studium der Architektur an der
Akademie für angewandte Kunst besteht aus
zwei Studienabschnitten und erfordert einschließ-
lich der für die Anfertigung der Diplomarbeit
vorgesehenen Zeit die Inskription von zehn
Semestern.

(2) Der erste Studienabschnitt umfaßt vier
Semester, der zweite Studienabschnitt umfaßt
sechs Semester. Die Bestimmungen des § 3 Abs. 3
und 4 sind sinngemäß anzuwenden.

(3) Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung
setzt die erfolgreiche Teilnahme an der „Ein-
führung in das Studium der Architektur"
(Grundstudium) in den beiden ersten Semestern
des ersten Studienabschnittes voraus.

(4) Prüfungsfächer der ersten Diplomprüfung
sind:

a) Mathematik;
b) Darstellende Geometrie;
c) Bauphysik;
d) Vermessungswesen;
e) Baustofflehre;
f) Hochbau;
g) Statik und Festigkeitslehre;
h) Gebäudelehre;
i) Holz- und Stahlbau.

Im übrigen sind die Bestimmungen des § 5
sinngemäß anzuwenden.

(5) Auf die Anfertigung der Diplomarbeit sind
die Bestimmungen des § 8 sinngemäß anzu-
wenden.

(6) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind:

a) Kunstgeschichte;
b) Städtebau;
c) Stahlbetonbau;
d) Gebäudelehre;
e) Entwerfen (Meisterklasse);
f) Bauwirtschaft;
g) Gartengestaltung;
h) Rechtslehre;
i) Soziologie.

Im übrigen sind die Bestimmungen der § § 7
und 9 sinngemäß anzuwenden.
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§16 . A n w e n d u n g v o n
B e s t i m m u n g e n f ü r d i e w i s s e n -

s c h a f t l i c h e n H o c h s c h u l e n

(1) Soweit dieses Bundesgesetz keine beson-
deren Bestimmungen über das Studium der
Architektur an der Akademie der bildenden
Künste und an der Akademie für angewandte
Kunst enthält, sind die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes und des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes sinngemäß anzuwenden.

(2) Auf Studierende der Studienrichtung Archi-
tektur an der Akademie der bildenden Künste
und an der Akademie für angewandte Kunst
sind die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 lit. c und d
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes auch
hinsichtlich der Inskription von Lehrveranstal-
tungen an wissenschaftlichen Hochschulen anzu-
wenden. Diese Bestimmung ist auf Studierende
der Architektur an wissenschaftlichen Hoch-
schulen auch hinsichtlich der Inskription von
Lehrveranstaltungen an der Akademie der bil-
denden Künste und an der Akademie für ange-
wandte Kunst anzuwenden.

(3) Auf Studierende der Studienrichtung Archi-
tektur an der Akademie der bildenden Künste
und an der Akademie für angewandte Kunst
sind die Bestimmungen der §§ 20 Abs. 4,
21 Abs. 2, 4 und 7 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes bei der Fortsetzung des Studiums
der Architektur an einer wissenschaftlichen
Hochschule anzuwenden. Diese Bestimmung ist
auf Studierende der Architektur an wissenschaft-
lichen Hochschulen auch bei der Fortsetzung
dieses Studiums an der Akademie der bildenden
Künste oder an der Akademie für angewandte
Kunst anzuwenden.

§17. A k a d e m i s c h e G r a d e

(1) An die Absolventen des Diplomstudiums
der Architektur an der Akademie der bildenden
Künste und an der Akademie für angewandte
Kunst wird der akademische Grad „Magister der
Architektur", lateinische Bezeichnung „Magister
architecturae", lateinische Abkürzung „Mag.arch."
verliehen.

(2) Absolventen der Studienrichtung Architek-
tur an der Akademie der bildenden Künste und
an der Akademie für angewandte Kunst sind
zur Erlangung des Doktorates der technischen
Wissenschaften gemäß den Bestimmungen des
§ 21 Abs. 4 des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes zuzulassen.

VI. ABSCHNITT

Übergangsbestimmungen, Durchführungs-
bestimmungen und Vollziehung

§ 18. S t u d i e n k o m m i s s i o n e n

(1) Für die Dauer der Studienjahre 1969/70
und 1970/71 ist an den Hochschulen, denen

gemäß § 15 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes die Einrichtung der in diesem
Bundesgesetz geregelten Studien obliegt, für jede
Studienrichtung eine Studienkommission einzu-
setzen.

(2) Die Studienkommissionen sind zuständige
akademische Behörde zur Erlassung der Studien-
pläne gemäß § 17 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes. Abweichend von den Bestim-
mungen des § 9 dieses Bundesgesetzes obliegen
ihnen während des im Abs. 1 genannten Zeit-
raumes Bewilligungen gemäß § 9 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes. Weiters gehören in ihren Auf-
gabenbereich die Ausarbeitung von Empfehlungen
über die Gestaltung von Lehrveranstaltungen und
Prüfungen sowie die Befassung mit den Ursachen
von Studienverzögerungen und die Ausarbeitung
von Empfehlungen zu ihrer Beseitigung.

(3) Jeder Studienkommission haben in gleicher
Zahl, mindestens aber drei Vertreter folgender
drei Gruppen anzugehören:

a) Hochschulprofessoren;
b) Hochschulassistenten, Hochschuldozenten,

Lektoren, Lehrbeauftragte, Beamte und
Vertragsbedienstete des wissenschaftlichen
Dienstes, Bundeslehrer und Vertragslehrer,
Vertragsassistenten ;

c) Studenten.
Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu be-
stellen. Die Vertreter der Hochschulprofessoren
sind von der zuständigen akademischen Behörde,
die Vertreter der Hochschulassistenten (sowie der
anderen unter lit. b erwähnten Personengruppen)
sind von einer vom Vorsitzenden des Dienst-
stellenausschusses für Hochschullehrer einzuberu-
fenden Versammlung, die Vertreter der Studenten
sind vom zuständigen Fachschaftsausschuß der
Österreichischen Hochschülerschaft zu entsenden.

(4) Die Studienkommissionen sind erstmalig
vom Rektor einzuberufen. Sie haben in ihrer
ersten Sitzung einen Vorsitzenden aus dem Kreise
der Hochschulprofessoren zu wählen. Die Bestim-
mungen des § 27 des Hochschul-Organisations-
gesetzes, BGBl. Nr. 154/1955, sind sinngemäß
anzuwenden.

(5) Zu einem Beschluß der Studienkommission
ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der Mitglieder erforderlich. Ein Antrag gilt als
angenommen, wenn mehr als die Hälfte der in
der Sitzung anwesenden Mitglieder für den
Antrag gestimmt hat. Der Vorsitzende stimmt
mit. Ein Beschluß kommt jedoch nicht zustande,
wenn alle Mitglieder einer der im Abs. 3 genann-
ten Gruppen geschlossen gegen den Antrag ge-
stimmt haben. Im übrigen sind auf die Geschäfts-
führung der Studienkommission die Bestimmun-
gen des § 25 des Hochschul-Organisationsgesetzes
sinngemäß anzuwenden.

(6) Die Bestimmungen des § 5 des Hochschul-
Organisationsgesetzes gelten sinngemäß.
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§ 19. Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Das Studienjahr 1968/69 ist ordentlichen
Hörern, die sich gemäß § 45 Abs. 8 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes den auf Grund
dieses Bundesgesetzes zu erlassenden Studienvor-
schriften unterworfen und im Studienjahr 1968/
69 Lehrveranstaltungen einer der durch dieses
Bundesgesetz geschaffenen Studienrichtung inskri-
biert haben, in die gemäß § 3 festgesetzte
Semesterzahl einzurechnen. Dies gilt bei Studien
der Studienrichtungen „Architektur" und „Tech-
nische Mathematik" auch für die Studienjahre
1966/67 und 1967/68.

(2) Im Studienjahr 1968/69 inskribierte Lehr-
veranstaltungen gelten auch dann als ordnungs-
gemäß inskribiert, wenn sie nach dem Studien-
plan erst in einem der folgenden Semester zu
inskribieren wären.

(3) Lehrveranstaltungen, die nach den zu erlas-
senden Studienplänen (§ 17 Allgemeines Hoch-
schul-Studiengesetz) schon zu einem früheren
Zeitpunkt hätten inskribiert werden sollen, sind
bis zum Antreten zur nächsten Diplomprüfung
nachzuholen.

(4) Bisher als außerordentliche Hörer der
Rechentechnik inskribierte Semester sind in die
vorgeschriebene Studienzeit dieser Studienrich-
tung einzurechnen. Bisher abgelegte Prüfungen
sind anzuerkennen. Studierende, welche die
Staatsprüfung aus Versicherungsmathematik ab-
gelegt oder das Abschlußzeugnis des Hochschul-
kurses aus Rechentechnik erworben haben, sind
berechtigt, die Berufsbezeichnung „Geprüfter
Versicherungsmathematiker" bzw. „Geprüfter
Rechentechniker" zu führen.

(5) Abweichend von den Bestimmungen des
§ 8 Abs. 2 ist die Anfertigung der Diplom-
arbeit als Klausurarbeit an denjenigen Hoch-
schulinstituten zulässig, an denen die vorhan-
denen Einrichtungen oder das vorhandene Perso-
nal zur Betreuung von Institutsarbeiten oder
Hausarbeiten nicht ausreichen. Das Bundesmini-
sterium für Unterricht hat festzustellen, auf
welche Studienrichtungen, Studienzweige und
Hochschulinstitute dies zutrifft.

(6) Für ordentliche Hörer, die ihr Studium vor
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes begonnen
haben und sich den neuen Studienvorschriften
nicht gemäß § 45 Abs. 8 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes unterwerfen, gelten folgende
Bestimmungen:

a) Die Bestimmungen des § 30 Abs. 3 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes sind
anzuwenden;

b) die neuerliche Inskription von Lehrveran-
staltungen ist nur nach Maßgabe der Be-
stimmungen des § 30 Abs. 3 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes erforderlich;

c) das Zeugnis über die I. Staatsprüfung ist
auszustellen, wenn aus allen Prüfungsgegen-
ständen der I. Staatsprüfung Einzelprüfun-
gen mit Erfolg abgelegt wurden.

(7) Personen, die an einer österreichischen
Technischen Hochschule die zweite Staatsprüfung
abgelegt haben, sind zur Führung des akademi-
schen Grades „Diplom-Ingenieur" (§ 2 Abs. 1)
berechtigt. Auf Studierende, die im Sinne des
§ 45 Abs. 7 des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes ihr Studium nach den bisher geltenden
Studienvorschriften vollenden, sind die Bestim-
mungen des § 2 Abs. 1 anzuwenden.

(8) Absolventen der Studienrichtung Architek-
tur an der Akademie der bildenden Künste und
an der Akademie für angewandte Kunst, die
ihr Studium vor Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes abgeschlossen haben, erhalten das Recht
zur Führung des im § 17 Abs. 1 genannten
akademischen Grades. Auf Studierende, die im
Sinne des § 45 Abs. 7 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes ihr Studium nach den bisher
geltenden. Studienvorschriften vollenden, sind die
Bestimmungen des § 17 Abs. 1 anzuwenden.

§ 20. D u r c h f ü h r u n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Die Studienordnung für die im § 4 Abs. 1
aufgezählten Studienrichtungen, für das Studium
der Architektur an der Akademie der bildenden
Künste und an der Akademie für angewandte
Kunst sowie die Studienordnung zur Erwerbung
des Doktorates der technischen Wissenschaften
sind auf Grund der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes in Verbindung mit den Bestimmungen
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes zu er-
lassen.

(2) Die Durchführung der in diesem Bundes-
gesetz geregelten Studien ist durch geeignete.
Lehr- und Forschungseinrichtungen auf dem
Gebiete der technischen Wissenschaften zu
sichern. Diese Lehr- und Forschungseinrichtungen
(§§ 58 bis 62 Hochschul-Organisationsgesetz,
BGBl. Nr. 154/1955) sowie die von ihnen durch-
geführten Forschungsprogramme haben den im
§ 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
festgelegten Zielen zu dienen.

§21. I n k r a f t t r e t e n u n d V o l l -
z i e h u n g

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1969 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Bundesgesetz betref-
fend die Verleihung des akademischen Grades
„Doktor der technischen Wissenschaften"
(„Dr. techn.") an Technischen Hochschulen, BGBl.
Nr. 170/1948, sowie die Verordnung des Bundes-
ministeriums für Unterricht über die Staats-
prüfungs- und Rigorosenordnung an den Techni-
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schen Hochschulen, BGBl. Nr. 201/1949, außer
Kraft. Die Bestimmungen des § 45 Abs. 7 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes bleiben
unberührt.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Unterricht betraut.

Jonas
Klaus Mock

2 9 1 . Bundesgesetz vom 10. Juli 1969
über montanistische Studienrichtungen

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

Allgemeine Bestimmungen

§ 1 . G r u n d s ä t z e u n d Z i e l e

Die in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Stu-
dienrichtungen sind im Sinne der Grundsätze und
Ziele des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes,
BGBl. Nr. 177/1966, zur Entwicklung der
montanistischen Wissenschaften, zum Zwecke
der Heranbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses, der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
und darüber hinaus der Weiterentwicklung der
Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher
und konstruktiver Arbeit auf dem Gebiet der
montanistischen Wissenschaften zu gestalten.

§2 . A k a d e m i s c h e G r a d e

(1) An die Absolventen der Diplomstudien der
in § 4 angeführten Studienrichtungen wird der
akademische Grad „Diplom-Ingenieur", abge-
kürzt „Dipl.-Ing.", verliehen.

(2) An die Absolventen des Diplomstudiums
des in § 4 Abs. 3 lit. b angeführten Studien-
zweiges „Montangeologie" wird der akademische
Grad „Magister der Naturwissenschaften", latei-
nische Bezeichnung „Magister rerum naturalium",
abgekürzt „Mag. rer. nat." verliehen.

(3) An die Absolventen der Doktoratsstudien
(§ 11) wird der akademische Grad „Doktor der
montanistischen Wissenschaften", lateinische Be-
zeichnung „Doctor rerum montanarum", abge-
kürzt „Dr. mont.", verliehen.

II. ABSCHNITT

Diplomstudien

§ 3 . S t u d i e n d a u e r u n d S t u d i e n -
a b s c h n i t t e

(1) Das Studium zur Erwerbung des im § 2
Abs. 1 genannten Diplomgrades besteht aus
zwei Studienabschnitten und erfordert die In-
skription von neun Semestern. Für die Anferti-
gung der Diplomarbeit und die Ablegung der

zweiten Diplomprüfung ist ein Zeitraum von
einem weiteren Semester vorzusehen; eine In-
skription ist nicht erforderlich.

(2) Die zwei Studienabschnitte umfassen je
fünf Semester.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
auf Antrag des Studierenden die Inskription von
einem Semester, höchstens aber von zwei
Semestern zu erlassen, wenn der Studierende die
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert (§ 10 Allge-
meines Hochschul-Studiengesetz) und den ersten
Teil der zweiten Diplomprüfung (§10 Abs. 1
zweiter Satz) abgelegt hat.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

§4. S t u d i e n r i c h t u n g e n u n d
S t u d i e n z w e i g e

(1) Folgende Studienrichtungen sind einzurich-
ten:

a) Bergwesen;
b) Erdölwesen;
c) Markscheidewesen;
d) Angewandte Geophysik;
e) Hüttenwesen;
f) Gesteinshüttenwesen;
g) Montanmaschinenwesen;
h) Kunststofftechnik;
i) Werkstoffwissenschaften.

(2) Werden innerhalb einer Studienrichtung
Gruppen von Fächern zur Wahl gestellt, die nur
gemeinsam gewählt werden dürfen, so sind solche
Wahlfächergruppen als Studienzweige zu bezeich-
nen.

(3) Folgende Studienzweige sind einzurichten:
a) In der Studienrichtung „Hüttenwesen":

1. Eisenhüttenwesen;
2. Metallhüttenwesen;
3. Verformungswesen;
4. Metallkunde;
5. Gießereiwesen;
6. Betriebs- und Energiewirtschaft.

b) Montangeologie.

§5 . E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung
setzt die Erfüllung der im § 27 Abs. 2 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes festgesetzten
Bedingungen voraus.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Sie ist nach Wahl des Kandidaten

a) entweder in der Form von Teilprüfungen
von Einzelprüfern,

b) oder als kommissionelle Prüfung in zwei
Teilen vom gesamten Prüfungssenat nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen
abzuhalten:
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aa) Der erste Teil der kommissionellen
Prüfung umfaßt mindestens zwei,
höchstens aber drei vom Kandidaten
anzugebende Prüfungsfächer der ersten
Diplomprüfung. Die übrigen Prüfungs-
fächer der ersten Diplomprüfung sind
im zweiten Teil der kommissionellen
Prüfung zu prüfen;

bb) meldet sich der Kandidat nach dem
ersten Studienjahr zum ersten Teil der
kommissionellen Prüfung, so umfaßt
sie diejenigen Prüfungsfächer bzw.
diejenigen Prüfungsteile derselben, die
den im ersten Studienjahr inskribierten
Lehrveranstaltungen entsprechen. Der
zweite Teil der kommissionellen Prü-
fung umfaßt die übrigen Prüfungs-
fächer bzw. Prüfungsteile.

(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme der ersten Diplomprüfung erst nach
Ablegung einer oder mehrerer Teilprüfungen
(Prüfungsteile), so hat sich die kommissionelle
Prüfung auf die restlichen Prüfungsfächer (Prü-
fungsteile) zu beschränken.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung den Stoff von
mehreren Vorlesungen, allenfalls auch von Repe-
titorien, so zerfällt diese Teilprüfung in so viele
Prüfungsteile, als Lehrveranstaltungen eingerich-
tet sind. Teilprüfungen und Prüfungsteile von
solchen können frühestens nach Abschluß der
ihren Stoff betreffenden Lehrveranstaltungen
abgelegt werden.

(5) Die Studienpläne können vor Ablegung
bestimmter Teilprüfungen oder Prüfungsteile die
erfolgreiche Ablegung einzelner die notwendigen
Vorkenntnisse nachweisenden Teilprüfungen oder
Prüfungsteile vorsehen. Für das Erlöschen der
Wirksamkeit von Prüfungsteilen sind die Be-
stimmungen des § 31 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes anzuwenden.

(6) Zerfällt eine Teilprüfung in mehrere Prü-
fungsteile, so sind bei der Wiederholung dieser
Prüfungsteile die Bestimmungen des § 30 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes anzu-
wenden. Hat der Studierende mehr als einen
Prüfungsteil zunächst ohne Erfolg abgelegt, so
ist die letzte (dritte) zulässige Wiederholung
dieser Prüfungsteile gemeinsam als kommissio-
nelle Prüfung vor einem Prüfungssenat abzu-
legen. Der Prüfungssenat hat aus den Leitern
der betreffenden Lehrveranstaltungen, mindestens
aber aus einem Vorsitzenden und zwei Prüfungs-
kommissären zu bestehen.

(7) Besteht eine Teilprüfung aus mehreren Prü-
fungsteilen, so gilt sie nur dann als mit Erfolg
abgelegt, wenn jeder Prüfungsteil zumindest mit
der Note „genügend" beurteilt wurde (§ 29 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

(8) Für die Wiederholung von Vorprüfungen
sind die Bestimmungen der Abs. 6 und 7 sinn-
gemäß anzuwenden.

§ ( P r ü f u n g s f ä c h e r d e r e r s t e n
D i p l o m p r ü f u n g

Prüfungsfächer der ersten Diplomprüfung sind:
a) In der Studienrichtung „Bergwesen":

1. Mathematik und Darstellende Geometrie;
2. Physik und Technische Mechanik;
3. Chemie;
4. Mineralogie und Geologie;
5. Maschinenbau und Elektrotechnik;
6. Wirtschafts- und Betriebswissenschaften.

b) In der Studienrichtung „Erdölwesen":
1. Mathematik und Darstellende Geometrie;
2. Physik und Technische Mechanik;
3. Chemie;
4. Mineralogie und Geologie;
5. Maschinenbau und Elektrotechnik;
6. Wirtschafts- und Betriebswissenschaften.

c) In der Studienrichtung „Markscheide-
wesen":
1. Mathematik und Darstellende Geometrie;
2. Physik und Technische Mechanik;
3. Chemie;
4. Mineralogie und Geologie;
5. Vermessungskunde und Markscheide-

kunde;
6. Elektrotechnik.

d) In der Studienrichtung „Angewandte Geo-
physik":
1. Mathematik und Darstellende Geometrie;
2. Physik und Technische Mechanik;
3. Chemie;
4. Mineralogie und Geologie;
5. Elektrotechnik.

e) In der Studienrichtung „Hüttenwesen":
1. Mathematik und Darstellende Geometrie;
2. Physik und Technische Mechanik;
3. Chemie;
4. Maschinenbau und Elektrotechnik;
5. Wirtschafts- und Betriebswissenschaften.

f) In der Studienrichtung „Gesteinshütten-
wesen":
1. Mathematik und Darstellende Geometrie;
2. Physik und Technische Mechanik;
3. Chemie;
4. Maschinenbau und Elektrotechnik;
5. Wirtschafts- und Betriebswissenschaften.

g) In der Studienrichtung „Montanmaschi-
nenwesen":
1. Mathematik und Darstellende Geometrie;
2. Physik und Technische Mechanik;
3. Mechanische Technologie;
4. Maschinenbau und Elektrotechnik;
5. Wirtschafts- und Betriebswissenschaften.
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h) In der Studienrichtung „Kunststofftech-
nik":
1. Mathematik und Darstellende Geometrie;
2. Physik und Technische Mechanik;
3. Chemie;
4. Maschinenbau und Elektrotechnik;
5. Wirtschafts- und Betriebswissenschaften.

i) In der Studienrichtung „Werkstoffwissen-
schaften":
1. Mathematik und Darstellende Geometrie;
2. Physik und Technische Mechanik;
3. Chemie und Mineralogie;
4. Maschinenbau und Elektrotechnik;
5. Mechanische Technologie.

j) Im Studienzweig „Montangeologie":
1. Geologie;
2. Paläontologie;
3. Petrologie.

§7. Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
setzt die Erfüllung der im § 27 Abs. 2 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes festgesetzten
Bedingungen voraus.

(2) Ordentliche Hörer, die im zweiten Stu-
dienabschnitt die Studienrichtung wechseln,
haben bis zur Anmeldung zur zweiten Diplom-
prüfung ihre bisherigen Studien durch Ablegung
der ersten Diplomprüfung in den für die neue
Studienrichtung fehlenden Prüfungsfächern zu
ergänzen.

(3) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 4 und 5
sind sinngemäß anzuwenden.

§8. D i p l o m a r b e i t

(1) Das Thema der Diplomarbeit ist einem
der gewählten Studienrichtung zugehörigen Fach
zu entnehmen.

(2) Der ordentliche Hochschulprofessor, außer-
ordentliche Hochschulprofessor, emeritierte
Hochschulprofessor, Honorarprofessor oder
Hochschuldozent, der den Kandidaten bei der
Ausarbeitung der Diplomarbeit betreut und die
Begutachtung der Diplomarbeit übernimmt, hat
nach Anhörung des Kandidaten im Einverneh-
men mit dem Präses der Prüfungskommission
zur Abhaltung der zweiten Diplomprüfung fest-
zusetzen, ob die Diplomarbeit als Institutsarbeit
oder als Hausarbeit durchzuführen ist.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß eine genügende Zahl von
Themen für Diplomarbeiten vorgeschlagen wird
(§ 5 Abs. 2 lit. f und § 25 Abs. 1 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes).

§9. P r ü f u n g s f ä c h e r d e r z w e i t e n
Diplomprüfung

(1) Auf Antrag des Kandidaten hat der Präses
der Prüfungskommission zur Abhaltung der
zweiten Diplomprüfung zu bewilligen, daß die
gemäß Abs. 3 vorgesehenen Prüfungsfächer zum
Teil gegen Prüfungsfächer anderer Studienrich-
tungen oder Studienzweige, die an der betreffen-
den Hochschule oder an einer anderen Hochschule
durchgeführt werden, ausgetauscht werden, wenn
die Wahl im Hinblick auf wissenschaftliche Zusam-
menhänge oder eine Ergänzung der wissenschaft-
lichen Berufsausbildung sinnvoll erscheint. Die
gemäß dieser Bestimmungen gewählten Prüfungs-
fächer dürfen die Hälfte des Prüfungsstoffes der
zweiten Diplomprüfung, gemessen an der
Stundenzahl der für sie auf Grund des Studien-
planes zu inskribierenden Lehrveranstaltungen,
nicht übersteigen. Aus den gewählten Prüfungs-
fächern sind Lehrveranstaltungen im Ausmaß der
Lehrveranstaltungen für die weggefallenen Prü-
fungsfächer (Prüfungsteile) zu inskribieren.

(2) Sofern die im Abs. 3 genannten Prüfungs-
fächer eine Wandlung in ihrer Bedeutung und
ihrem Inhalt erfahren, kann in den Studien-
ordnungen angeordnet werden, einzelnen dieser
Prüfungsfächer einschließlich der Wahlfächer eine
andere Bezeichnung zu geben, sie zusammen-
zufassen oder zu teilen.

(3) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind unter Bedachtnahme auf Abs. 1 :

a) In der Studienrichtung „Bergwesen":
1. Bergbaukunde;
2. Aufbereitungslehre;
3. Bergmaschinenkunde;
4. Lagerstättenkunde;
5. Markscheidekunde;
6. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn-

voll ergänzt und für das mit Hilfe der
vorhandenen Lehr- und Forschungsein-
richtungen Lehrveranstaltungen in aus-
reichendem Maße durchgeführt werden
können.

b) In der Studienrichtung „Erdölwesen":
1. Tiefbohrtechnik und Erdölgewinnung;
2. Lagerstättenphysik und Lagerstätten-

technik;
3. Angewandte Geophysik;
4. Erdölmaschinenkunde und Rohrleitungs-

bau;
5. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn-

voll ergänzt und für das mit Hilfe der
vorhandenen Lehr- und Forschungsein-
richtungen Lehrveranstaltungen in aus-
reichendem Maße durchgeführt werden
können.
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c) In der Studienrichtung „Markscheide-
wesen":
1. Markscheidekunde einschließlich Landes-

vermessung;
2. Bergschadenkunde;
3. Bergbaukunde;
4. Lagerstättenkunde;
5. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn-

voll ergänzt und für das mit Hilfe
der vorhandenen Lehr- und Forschungs-
einrichtungen Lehrveranstaltungen in
ausreichendem Maße durchgeführt
werden können.

d) In der Studienrichtung „Angewandte Geo-
physik" :
1. Angewandte Geophysik;
2. Theoretische Physik;
3. Elektronik;
4. Lagerstättenkunde;
5. Prospektion;
6. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn-

voll ergänzt und für das mit Hilfe der
vorhandenen Lehr- und Forschungsein-
richtungen Lehrveranstaltungen in aus-
reichendem Maße durchgeführt werden
können.

e) In der Studienrichtung „Hüttenwesen" nach
Wahl des Kandidaten:
1. Studienzweig „Eisenhüttenwesen":

aa) Eisenhüttenkunde;
bb) Wärmetechnik und Ofenbau;
cc) Metallkunde und Werkstoffprüfung;
dd) Formgebungstechnik und Hütten-

maschinenkunde.
2. Studienzweig „Metallhüttenwesen":

aa) Metallhüttenkunde;
bb) Wärmetechnik und Ofenbau;
cc) Metallkunde und Werkstoffprüfung;
dd) Formgebungstechnik und Hütten-

maschinenkunde.
3. Studienzweig „Verformungswesen":

aa) Formgebungstechnik und Hütten-
maschinenkunde;

bb) Hüttenkunde;
cc) Metallkunde;
dd) Wärmetechnik und Ofenbau.

4. Studienzweig „Metallkunde":
aa) Metallkunde und Werkstoffprüfung;
bb) Metallphysik;
cc) Hüttenkunde;
dd) Formgebungstechnik.

5. Studienzweig „Gießereiwesen":
aa) Gießereikunde;
bb) Hüttenkunde;
cc) Wärmetechnik und Ofenbau;
dd) Metallkunde und Werkstoffprüfung.

6. Studienzweig „Betriebs- und Energie-
wirtschaft":
aa) Wirtschafts- und Betriebswissen-

schaften einschließlich Unter-
nehmensführung;

bb) Hüttenkunde;
cc) Wärmetechnik, Ofenbau und Ener-

giewirtschaft;
dd) Formgebungstechnik und Hütten-

maschinenkunde.

f) In der Studienrichtung „Gesteinshütten
wesen":

1. Gesteinshüttenkunde;
2. Aufbereitungslehre;
3. Wärmetechnik und Ofenbau;
4. Mineralogie und Gesteinskunde;
5. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn-

voll ergänzt und für das mit Hilfe der
vorhandenen Lehr- und Forschungsein-
richtungen Lehrveranstaltungen in aus-
reichendem Maße durchgeführt werden
können.

g) In der Studienrichtung „Montanmaschinen-
wesen":

1. Montanmaschinenbau;
2. Allgemeiner Maschinenbau;
3. Wärmetechnik und Ofenbau;
4. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn-

voll ergänzt und für das mit Hilfe der
vorhandenen Lehr- und Forschungsein-
richtungen Lehrveranstaltungen in aus-
reichendem Maße durchgeführt werden
können.

h) In der Studienrichtung „Kunststofftech-
nik":

1. Chemie der Kunststoffe;
2. Technologie und Verarbeitung der

Kunststoffe;
3. Prüfung der Kunststoffe;
4. Entwerfen und Konstruieren in Kunst-

und Verbundstoffen;
5. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn-

voll ergänzt und für das mit Hilfe der
vorhandenen Lehr- und Forschungsein-
richtungen Lehrveranstaltungen in aus-
reichendem Maße durchgeführt werden
können.

i) In der Studienrichtung „Werkstoffwissen-
schaften":
1. Metallkunde und Werkstoffprüfung;
2. Werkstoffkunde nichtmetallischer Werk-

stoffe;
3. Hüttenkunde und Formgebungstechnik;
4. Kunststofftechnik;
5. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn-

voll ergänzt und für das mit Hilfe der
vorhandenen Lehr- und Forschungsein-



1520 73. Stück — Ausgegeben am 13. August 1969 — Nr. 291

richtungen Lehrveranstaltungen in aus-
reichendem Maße durchgeführt werden
können.

j) Im Studienzweig „Montangeologje":
1. Geologie;
2. Lagerstättenkunde;
3. Angewandte Geophysik;
4. Angewandte Geochemie;
5. Grundzüge des Berg- und Erdölwesens;
6. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn-

voll ergänzt und für das mit Hilfe der
vorhandenen Lehr- und Forschungsein-
richtungen Lehrveranstaltungen in aus-
reichendem Maße durchgeführt werden
können.

§10. Durchführung der zweiten
Diplomprüfung

(1) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in zwei Teilen abzulegen ist. Der
erste Teil ist nach Wahl des Kandidaten in der
Form von Teilprüfungen vor Einzelprüfern oder
als kommissionelle Prüfung aus allen Prüfungs-
fächern gemäß § 9 abzulegen. Der zweite Teil
ist jedenfalls als kommissionelle Prüfung vom
gesamten Prüfungssenat abzuhalten • und besteht
aus zwei Prüfungsfächern:

a) dem Prüfungsfach, dem das Thema der
Diplomarbeit zuzuordnen ist;

b) dem Prüfungsfach, das als Schwerpunkt der
Studienrichtung (des Studienzweiges) anzu-
sehen ist.

Würde sich gemäß lit. a und lit. b das gleiche
Prüfungsfach ergeben, so hat der Präses der Prü-
fungskommission zur Abhaltung der zweiten
Diplomprüfung nach Anhörung des Kandidaten
ein zweites Prüfungsfach so zu bestimmen, daß
es zusammen mit dem ersten Prüfungsfach einen
Gesamtüberblick über die wissenschaftliche Be-
rufsvorbildung gibt. Der Kandidat ist berechtigt,
einen Vorschlag zu machen.

(2) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme des ersten Teiles der zweiten Diplom-
prüfung erst nach Ablegung einer oder mehrerer
Teilprüfungen, so erstreckt sich die kommissio-
nelle Prüfung auf die restlichen Prüfungsfächer.

(3) Der zweite Teil der zweiten Diplomprüfung
ist mündlich abzuhalten. Die Bestimmungen des
§ 5 Abs. 4 bis 8 sind sinngemäß anzuwenden.

III. ABSCHNITT

Doktoratsstudien

§ 1 1 . D o k t o r a t d e r m o n t a n i s t i s c h e n
W i s s e n s c h a f t e n

(1) Voraussetzung für die Erwerbung des Dok-
torates der montanistischen Wissenschaften ist
die Ablegung der zweiten Diplomprüfung einer
der in diesem Bundesgesetz geregelten Studien-

richtungen oder die Ablegung der. abschließenden
Diplomprüfung einer gleichwertigen (§ 21 Abs. 5
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz), an einer
anderen in- oder ausländischen Hochschule absol-
vierten Studienrichtung.

(2) Eine Inskription ist abweichend von den
Bestimmungen des § 14 Abs. 7 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes nicht zu fordern.
Gemäß § 21 Abs. 5 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes notwendige ergänzende
Studien und Prüfungen sind bis zur Vorlage der
Dissertation nachzutragen. § 21 Abs. 3 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes gilt sinn-
gemäß.

(3) Das Thema der Dissertation ist den auf
Grund dieses Bundesgesetzes eingerichteten Stu-
dien der montanistischen Wissenschaften zu ent-
nehmen.

(4) Prüfungsfächer des Rigorosums sind:
a) das Fach, dem das Thema der Dissertation

zuzuordnen ist;
b) ein Fach, das vom Präses der zuständigen

Prüfungskommission nach Anhörung des
Kandidaten und der Begutachtung der Dis-
sertation auf Grund des thematischen Zu-
sammenhanges mit der Dissertation zu
bestimmen ist. Der Kandidat ist berechtigt,.
einen Vorschlag zu machen.

(5) Das Rigorosum ist eine Gesamtprüfung,
die in der Form einer kommissionellen Prüfung
vom gesamten Prüfungssenat abzuhalten ist.

IV. ABSCHNITT

Übergangsbestimmungen, Durchführungsbestim-
mungen und Vollziehung

§ 12. S t u d i e n k o m m i s s i o n e n

(1) Für die Dauer der Studienjahre 1969/70
und 1970/71 ist an den Hochschulen, denen ge-
mäß § 15 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes die Einrichtung der in diesem
Bundesgesetz geregelten Studien obliegt, für jede
Studienrichtung eine Studienkommission einzu-
setzen.

(2) Die Studienkommissionen sind zuständige
akademische Behörde zur Erlassung der Studien-
pläne gemäß § 17 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes. Abweichend von den Bestim-
mungen des § 9 dieses Bundesgesetzes obliegen
ihnen während des in Abs. 1 genannten Zeit-
raumes Bewilligungen gemäß § 9 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes. Weiters gehören in ihren Auf-
gabenbereich die Ausarbeitung von Empfehlun-
gen über die Gestaltung von Lehrveranstaltungen
und Prüfungen sowie die Befassung mit den Ur-
sachen von Studienverzögerungen und die Aus-
arbeitung von Empfehlungen zu ihrer Beseiti-
gung.
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(3) Jeder Studienkommission haben in gleicher
Zahl, mindestens aber drei Vertreter folgender
drei Gruppen anzugehören:

a) Hochschulprofessoren;
b) Hochschulassistenten, Hochschuldozenten,

Lektoren. Lehrbeauftragte, Beamte und
Vertragsbedienstete des wissenschaftlichen
Dienstes, Bundeslehrer und Vertragslehrer,
Vertragsassistenten;

c) Studenten.

Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu be-
stellen. Die Vertreter der Hochschulprofessoren
sind von der zuständigen akademischen Behörde,
die Vertreter der Hochschulassistenten (sowie der
anderen unter lit. b erwähnten Personengruppen)
sind von einer vom Vorsitzenden des Dienst-
stellenausschusses für Hochschullehrer einzuberu-
fenden Versammlung, die Vertreter der Studen-
ten sind vom zuständigen Fachschaftsausschuß der
Österreichischen Hochschülerschaft zu entsenden.

(4) Die Studienkommissionen sind erstmalig
vom Rektor einzuberufen. Sie haben in ihrer
ersten Sitzung einen Vorsitzenden aus dem Kreise
der Hochschulprofessoren zu wählen. Die Bestim-
mungen des § 27 des Hochschul-Organisations-
gesetzes, BGBl. Nr. 154/1955, sind sinngemäß
anzuwenden.

(5) Zu einem Beschluß der Studienkommission
ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der Mitglieder erforderlich. Ein Antrag gilt als
angenommen, wenn mehr als die Hälfte der in
der Sitzung anwesenden Mitglieder für den An-
trag gestimmt hat. Der Vorsitzende stimmt mit.
Ein Beschluß kommt jedoch nicht zustande, wenn
alle Mitglieder einer der im Abs. 3 genannten
Gruppen geschlossen gegen den Antrag gestimmt
haben. Im übrigen sind auf die Geschäftsführung
der Studienkommission die Bestimmungen des
§ 25 des Hochschul-Organisationsgesetzes sinn-
gemäß anzuwenden.

(6) Die Bestimmungen des § 5 des Hochschul-
Organisationsgesetzes gelten sinngemäß.

§ 13. Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Das Studienjahr 1968/69 ist ordentlichen
Hörern, die sich gemäß § 45 Abs. 8 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes den auf Grund
dieses Bundesgesetzes zu erlassenden Studienvor-
schriften unterworfen und im Studienjahr 1968/
69 Lehrveranstaltungen einer der durch dieses
Bundesgesetz geschaffenen Studienrichtung inskri-
biert haben, in die gemäß § 3 festgesetzte Seme-
sterzahl einzurechnen.

(2) Im Studienjahr 1968/69 inskribierte Lehr-
veranstaltungen gelten auch dann als ordnungs-
gemäß inskribiert, wenn sie nach dem Studienplan
erst in einem der folgenden Semester zu inskri-
bieren wären.

(3) Lehrveranstaltungen, die nach den zu erlas-
senden Studienplänen (§ 17 Allgemeines Hoch-
schul-Studiengesetz) schon zu einem früheren
Zeitpunkt hätten inskribiert werden sollen, sind
bis zum Antreten zur nächsten Diplomprüfung
nachzuholen.

(4) Für ordentliche Hörer, die ihr Studium vor
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes begonnen
haben und sich den neuen Studienvorschriften
nicht gemäß § 45 Abs. 8 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes unterwerfen, gelten fol-
gende Bestimmungen:

a) Die Bestimmungen des § 30 Abs. 3 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes sind
anzuwenden;

b) die neuerliche Inskription von Lehrveran-
staltungen ist nur nach Maßgabe der Be-
stimmungen des § 30 Abs. 3 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes erforderlich;

c) das Zeugnis über die I. Staatsprüfung ist
auszustellen, wenn aus allen Prüfungsgegen-
ständen der I. Staatsprüfung Einzelprüfun-
gen mit Erfolg abgelegt wurden.

(5) Personen, die an der Montanistischen Hoch-
schule in Leoben die zweite Staatsprüfung abge-
legt haben, sind zur Führung des akademischen
Grades „Diplom-Ingenieur" (§ 2 Abs. 1) berech-
tigt. Auf Studierende, die im Sinne des § 45
Abs. 7 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset-
zes ihr Studium nach den bisher geltenden Stu-
dienvorschriften vollenden, sind die Bestimmun-
gen des § 2 Abs. 1 anzuwenden.

§ 14. D u r c h f ü h r u n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Die Studienordnungen für die im § 4 aufge-
zählten Studien sowie die Studienordnung zur
Erwerbung des Doktorates der montanistischen
Wissenschaften sind auf Grund der Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit
den Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes zu erlassen.

(2) Die Durchführung der in diesem Bundes-
gesetz geregelten Studien ist durch geeignete
Lehr- und Forschungseinrichtungen auf dem
Gebiete der montanistischen Wissenschaften zu
sichern. Diese Lehr- und Forschungseinrichtungen
(§§ 58 bis 62 Hochschul-Organisationsgesetz,
BGBl. Nr. 154/1955) sowie die von ihnen durch-
geführten Forschungsprogramme haben den im
§ 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
festgelegten Zielen zu dienen.

§15 . I n k r a f t t r e t e n u n d V o l l z i e -
hung

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1969 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Unterricht betraut.

Jonas
Klaus Mock
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2 9 2 . Bundesgesetz vom 10. Juli 1969
über Studienrichtungen der Bodenkultur

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

Allgemeine Bestimmungen

§ 1 . G r u n d s ä t z e u n d Z i e l e

Die in diesem Bundesgesetz vorgesehenen
Studienrichtungen sind im Sinne der Grundsätze
und Ziele des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes, BGBL Nr. 177/1966, zur Entwicklung
der Wissenschaften der Bodenkultur, insbeson-
dere aber auf den Gebieten der Landwirtschaft,
der Forstwirtschaft, der Holzwirtschaft, der
Kulturtechnik, der Wasserwirtschaft, der Lebens-
mitteltechnologie, der Gärungstechnologie und
der Ernährungswirtschaft, zum Zwecke der
Heranbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses, der wissenschaftlichen Berufsvorbildung
und darüber hinaus der Weiterentwicklung der
Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher
und konstruktiver Arbeit auf dem Gebiet der
Bodenkultur zu gestalten.

§2. A k a d e m i s c h e G r a d e

(1) An die Absolventen der Diplomstudien
der in § 4 angeführten Studienrichtungen wird
der akademische Grad „Diplom-Ingenieur", ab-
gekürzt „Dipl.-Ing.", verliehen.

(2) An die Absolventen der Doktoratsstudien
(§ 11) wird der akademische Grad „Doktor der
Bodenkultur", lateinische Bezeichnung „Doctor
rerum naturalium technicarum", abgekürzt
„Dr. nat. techn.", verliehen.

II. ABSCHNITT

Diplomstudien

§3 . S t u d i e n d a u e r u n d S t u d i e n -
a b s c h n i t t e

(1) Das Studium zur Erwerbung des im § 2
Abs. 1 genannten Diplomgrades besteht aus zwei
Studienabschnitten.

(2) Das Studium der Studienrichtungen „Land-
wirtschaft" sowie „Forst- und Holzwirtschaft"
erfordert, einschließlich der für die Anfertigung
der Diplomarbeit vorgesehenen Zeit, die Inskrip-
tion von neun Semestern. Der erste Studien-
abschnitt umfaßt vier Semester, der zweite
Studienabschnitt umfaßt fünf Semester.

(3) Das Studium der Studienrichtungen
„Kulturtechnik und Wasserwirtschaft" sowie
„Lebensmittel- und Gärungstechnologie" erfor-
dert, einschließlich der für die Anfertigung der
Diplomarbeit vorgesehenen Zeit, die Inskription
von zehn Semestern. Der erste Studienabschnitt
umfaßt vier Semester, der zweite Studienabschnitt
umfaßt sechs Semester.

(4) Die zuständige akademische Behörde hat
auf Antrag des Studierenden die Inskription von
einem Semester, höchstens aber von zwei Seme-
stern zu erlassen, wenn der Studierende die vor-
gesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der
verkürzten Studiendauer inskribiert (§10 Allge-
meines Hochschul-Studiengesetz) und den ersten
Teil der zweiten Diplomprüfung (§ 10 Abs. 1,
zweiter Satz) abgelegt hat.

(5) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

§ 4. S t u d i e n r i c h t u n g e n u n d
Studienzweige

(1) Folgende Studienrichtungen sind einzu-
richten:

a) Landwirtschaft;
b) Forst- und Holzwirtschaft;
c) Kulturtechnik und Wasserwirtschaft;
d) Lebensmittel- und Gärungstechnologie.

(2) Werden innerhalb einer Studienrichtung
Gruppen von Fächern zur Wahl gestellt, die nur
gemeinsam gewählt werden dürfen, so sind solche
Wahlfächergruppen als Studienzweige zu be-
zeichnen.

§5. E r s t e D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung
setzt die Erfüllung der im § 27 Abs. 2 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes festge-
setzten Bedingungen voraus.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Sie ist nach Wahl des Kandidaten

a) entweder in der Form von Teilprüfungen
von Einzelprüfern,

b) oder als kommissionelle Prüfung in zwei
Teilen vom gesamten Prüfungssenat nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen ab-
zuhalten:
aa) Der erste Teil der kommissionellen

Prüfung umfaßt mindestens zwei,
höchstens aber drei vom Kandidaten
anzugebende Prüfungsfächer der ersten
Diplomprüfung. Die übrigen Prüfungs-
fächer der ersten Diplomprüfung sind
im zweiten Teil der kommissionellen
Prüfung zu prüfen;

bb) meldet sich der Kandidat nach dem
ersten Studienjahr zum ersten Teil der
kommissionellen Prüfung, so umfaßt
sie diejenigen Prüfungsfächer bzw. die-
jenigen Prüfungsteile derselben, die den
im ersten Studienjahr inskribierten
Lehrveranstaltungen entsprechen. Der
zweite Teil der kommissionellen Prü-
fung umfaßt die übrigen Prüfungs-
fächer bzw. Prüfungsteile.
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(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme der ersten Diplomprüfung erst nach
Ablegung einer oder mehrerer Teilprüfungen
(Prüfungsteile), so hat sich die kommissionelle
Prüfung auf die restlichen Prüfungsfächer
(Prüfungsteile) zu beschränken.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung den Stoff von
mehreren Lehrveranstaltungen, so zerfällt diese
Teilprüfung in so viele Prüfungsteile, als Lehr-
veranstaltungen eingerichtet sind. Teilprüfungen
und Prüfungsteile von solchen können frühestens
nach Abschluß der ihren Stoff betreffenden Lehr-
veranstaltungen abgelegt werden.

(5) Die Studienpläne können vor Ablegung
bestimmter Teilprüfungen oder Prüfungsteile die
erfolgreiche Ablegung einzelner, die notwendigen
Vorkenntnisse nachweisenden Teilprüfungen oder
Prüfungsteile vorsehen. Für das Erlöschen der
Wirksamkeit von Prüfungsteilen sind die Bestim-
mungen des § 31 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes anzuwenden.

(6) Zerfällt eine Teilprüfung in mehrere
Prüfungsteile, so sind bei der Wiederholung
dieser Prüfungsteile die Bestimmungen des § 30
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes anzu-
wenden. Hat der Studierende mehr als einen
Prüfungsteil zunächst ohne Erfolg abgelegt, so
ist die letzte (dritte) zulässige Wiederholung
dieser Prüfungsteile gemeinsam als kommis-
sionelle Prüfung vor einem Prüfungssenat abzu-
legen. Der Prüfungssenat hat aus den Leitern
der betreffenden Lehrveranstaltungen, mindestens
aber aus einem Vorsitzenden und zwei Prüfungs-
kommissären zu bestehen.

(7) Besteht eine Teilprüfung aus mehreren
Prüfungsteilen, so gilt sie nur dann als mit
Erfolg abgelegt, wenn jeder Prüfungsteil zu-
mindest mit der Note „genügend" beurteilt
wurde (§ 29 Allgemeines Hochschul-Studien-
gesetz).

(8) Für die Wiederholung von Vorprüfungen
sind die Bestimmungen der Abs. 6 und 7 sinn-
gemäß anzuwenden.

§6. P r ü f u n g s f ä c h e r d e r e r s t e n
D i p l o m p r ü f u n g

Prüfungsfächer der ersten Diplomprüfung sind:
a) In der Studienrichtung „Landwirtschaft":

1. Botanik für Landwirtschaft;
2. Chemie;
3. Bodenkunde;
4. Anatomie und Physiologie der Haustiere.

b) In der Studienrichtung „Forst- und Holz-
wirtschaft":
1. Allgemeine Botanik und Forstbotanik;
2. Mathematik und Statistik;
3. Forstliche Standortlehre;
4. Geodäsie und Photogrammetrie.

c) In der Studienrichtung „Kulturtechnik und
Wasserwirtschaft" :
1. Mathematik;
2. Geodäsie und Photogrammetrie;
3. Baustatik und Festigkeitslehre;
4. Hydraulik.

d) In der Studienrichtung „Lebensmittel- und
Gärungstechnologie" :
1. Chemie;
2. Allgemeine Botanik;
3. Maschinenkunde;
4. Allgemeine Mikrobiologie.

§7. Z u l a s s u n g z u r z w e i t e n
Diplomprüfung

(1) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
setzt die Erfüllung der im § 27 Abs. 2 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes festgesetz-
ten Bedingungen voraus.

(2) Ordentliche Hörer, die im zweiten Studien-
abschnitt die Studienrichtung wechseln, haben
bis zur Anmeldung zur zweiten Diplomprüfung
ihre bisherigen Studien durch Ablegung der
ersten Diplomprüfung in den für die neue
Studienrichtung fehlenden Prüfungsfächern zu
ergänzen.

(3) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 4 und 5
sind sinngemäß anzuwenden.

§8. D i p l o m a r b e i t

(1) Das Thema der Diplomarbeit ist einem der
gewählten Studienrichtung (dem gewählten
Studienzweig) zugehörigen Fach zu entnehmen.

(2) Der ordentliche Hochschulprofessor, außer-
ordentliche Hochschulprofessor, emeritierte
Hochschulprofessor, Honorarprofessor oder
Hochschuldozent, der den Kandidaten bei der
Ausarbeitung der Diplomarbeit betreut und die
Begutachtung der Diplomarbeit übernimmt, hat
nach Anhörung des Kandidaten im Einvernehmen
mit dem Präses der Prüfungskommission zur
Abhaltung der zweiten Diplomprüfung festzu-
setzen, ob die Diplomarbeit als Institutsarbeit
oder als Hausarbeit durchzuführen ist.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß eine genügende Zahl von
Themen für Diplomarbeiten vorgeschlagen wird
(§ 5 Abs. 2 lit. f und § 25 Abs. 1 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes).

§ 9. P r ü f u n g s f ä c h e r d e r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Auf Antrag des Kandidaten hat der Präses
der Prüfungskommission zur Abhaltung der
zweiten Diplomprüfung zu bewilligen, daß die
gemäß Abs. 3 vorgesehenen Prüfungsfächer (oder
Teilgebiete derselben) zum Teil gegen Prüfungs-
fächer anderer Studienrichtungen oder Studien-
zweige, die an der betreffenden Hochschule oder
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an einer anderen Hochschule durchgeführt wer-
den, ausgetauscht werden, wenn die Wahl im Hin-
blick auf wissenschaftliche Zusammenhänge oder
eine Ergänzung der wissenschaftlichen Berufsaus-
bildung sinnvoll erscheint. Die gemäß dieser Be-
stimmung gewählten Prüfungsfächer dürfen die
Hälfte des Prüfungsstoffes der zweiten Diplom-
prüfung, gemessen an der Stundenzahl der für sie
auf Grund des Studienplanes zu inskribierenden
Lehrveranstaltungen, nicht übersteigen. Aus den
gewählten Prüfungsfächern sind Lehrveranstal-
tungen im Ausmaß der Lehrveranstaltungen für
die wegfallenden Prüfungsfächer (Prüfungsteile)
zu inskribieren.

(2) Sofern die im Abs. 3 genannten Prüfungs-
fächer eine Wandlung in ihrer Bedeutung und
ihrem Inhalt erfahren, kann in den Studienord-
nungen angeordnet werden, einzelnen dieser
Prüfungsfächer einschließlich der Wahlfächer eine
andere Bezeichnung zu geben, sie zusammenzu-
fassen oder zu teilen.

(3) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind unter Bedachtnahme auf Abs. 1:

a) In der Studienrichtung „Landwirtschaft":

1. Studienzweig „Pflanzenproduktion":
aa) Pflanzenproduktion;
bb) Tierproduktion;
cc) Agrarökonomik;
dd) Landtechnik;
ee) ein spezielles Teilgebiet der „Pflanzen-

produktion" nach Wahl des Kandi-
daten.

2. Studienzweig „Tierproduktion":
aa) Pflanzenproduktion;
bb) Tierproduktion;
cc) Agrarökonomik;
dd) Landtechnik;
ee) ein spezielles Teilgebiet der „Tier-

produktion" nach Wahl des Kandi-
daten.

3. Studienzweig „Agrarökonomik":
aa) Pflanzenproduktion;
bb) Tierproduktion;
cc) Agrarökonomik;
dd) Landtechnik;
ee) ein spezielles Teilgebiet der „Agrar-

ökonomik" nach Wahl des Kandi-
daten.

4. Studienzweig „Grünraumgestaltung und
Gartenbau":
aa) Pflanzenproduktion;
bb) Tierproduktion;
cc) Agrarökonomik;
dd) Landtechnik;
ee) Grünraumgestaltung und Gartenbau.

b) In der Studienrichtung „Forst- und Holz-
wirtschaft":

1. Studienzweig „Forstwirtschaft":
aa) Forstliche Produktionslehre;
bb) Forstliches Ingenieurwesen;
cc) Forstökonomik.

2. Studienzweig „Holzwirtschaft":
aa) Forstwirtschaft;
bb) Technologie des Holzes und Holz-

industrie;
cc) Holzökonomik.

3. Studienzweig „Wildbach- und Lawinen-
verbauung":
aa) Forstwirtschaft;
bb) Wildbach- und Lawinenverbauung;
cc) Wasserwirtschaft.

c) In der Studienrichtung „Kulturtechnik und
Wasserwirtschaft" :
1. Wasserwirtschaft und Wasserbau;
2. Bodenmechanik und Grundbau;
3. Erd-, Straßen-, Bahn- und Brückenbau;
4. Agrarische Operationen;
5. Raumplanung und Raumordnung.

d) In der Studienrichtung „Lebensmittel- und
Gärungstechnologie":
1. Spezielle Biologie;
2. Spezielle Chemie;
3. Technologie der Nahrungs- und Genuß-

mittel;
4. Nahrungs- und Genußmittelkontrolle;
5. Energiewirtschaft.

§ 10. D u r c h f ü h r u n g d e r z w e i t e n
D i p l o m p r ü f u n g

(1) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in zwei Teilen abzulegen ist. Der
erste Teil ist nach Wahl des Kandidaten in der
Form von Teilprüfungen vor Einzelprüfern oder
als kommissionelle Prüfung aus allen Prüfungs-
fächern gemäß § 9 abzulegen. Der zweite Teil
ist jedenfalls als kommissionelle Prüfung vom
gesamten Prüfungssenat abzuhalten und besteht
aus zwei Prüfungsfächern:

a) dem Teilgebiet des Prüfungsfaches, dem das
Thema der Diplomarbeit zuzuordnen ist;

b) einem Teilgebiet des Prüfungsfaches, das als
ein Schwerpunkt der Studienrichtung (des
Studienzweiges) anzusehen ist. Es ist unter
Berücksichtigung der Prüfung gemäß lit. a
vom Präses der Prüfungskommission zur
Abhaltung der zweiten Diplomprüfung
nach Anhörung des Kandidaten zu be-
stimmen. Der Kandidat ist berechtigt,
einen Vorschlag zu machen.
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(2) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme des ersten Teiles der zweiten Diplom-
prüfung erst nach Ablegung einer oder mehrerer
Teilprüfungen, so erstreckt sich die kommis-
sionelle Prüfung auf die restlichen Prüfungs-
fächer.

(3) Der zweite Teil der zweiten Diplom-
prüfung ist mündlich abzuhalten. Die Bestim-
mungen des § 5 Abs. 4 bis 8 sind sinngemäß an-
zuwenden.

III. ABSCHNITT

Doktoratsstudien

§ 11. D o k t o r a t d e r B o d e n k u l t u r

(1) Voraussetzung für. die Erwerbung des
Doktorates der Bodenkultur ist die Ablegung der
zweiten Diplomprüfung einer der in diesem
Bundesgesetz geregelten Studienrichtungen oder
die Ablegung der abschließenden Diplomprüfung
einer gleichwertigen (§ 21 Abs. 5 Allgemeines
Hochschul-Studiengesetz), an einer anderen in-
oder ausländischen Hochschule absolvierten
Studienrichtung.

(2) Eine Inskription ist abweichend von den
Bestimmungen des § 14 Abs. 7 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes nicht zu fordern.
Gemäß § 21 Abs. 5 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes notwendige ergänzende Studien
und Prüfungen sind bis zur Vorlage der Disser-
tation nachzutragen. § 21 Abs. 3 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes gilt sinngemäß.

(3) Das Thema der Dissertation ist den auf
Grund dieses Bundesgesetzes eingerichteten
Studien der Bodenkultur zu entnehmen, sofern
das Fach, dem die Dissertation zuzurechnen ist,
an der betreffenden Hochschule durch einen
Hochschulprofessor, nach Maßgabe der Bestim-
mungen des § 25 Abs. 2 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes auch durch einen emeritier-
ten Hochschulprofessor, Honorarprofessor oder
Hochschuldozenten vertreten ist.

(4) Prüfungsfächer des Rigorosums sind:

a) das Teilgebiet des Faches, dem das Thema
der Dissertation zuzuordnen ist;

b) ein Teilgebiet eines Faches, das vom Präses
der zuständigen Prüfungskommission nach
Anhörung des Kandidaten und der Begut-
achter der Dissertation auf Grund des
thematischen Zusammenhanges mit der
Dissertation zu bestimmen ist. Der Kandi-
dat ist berechtigt, einen Vorschlag zu
machen.

(5) Das Rigorosum ist eine Gesamtprüfung,
die in der Form einer kommissionellen Prüfung
vom gesamten Prüfungssenat abzuhalten ist.

IV. ABSCHNITT

Übergangsbestimmungen, Durchführungs-
bestimmungen und Vollziehung

§12. Studienkommissionen

(1) Für die Dauer der Studienjahre 1969/70
und 1970/71 ist an den Hochschulen, denen ge-
mäß § 15 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes die Einrichtung der in diesem
Bundesgesetz geregelten Studien obliegt, für jede
Studienrichtung eine Studienkommission einzu-
setzen.

(2) Die Studienkommissionen sind zuständige
akademische Behörde zur Erlassung der Studien-
pläne gemäß § 17 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes. Abweichend von den Bestim-
mungen des § 9 dieses Bundesgesetzes obliegen
ihnen während des in Abs. 1 genannten Zeit-
raumes Bewilligungen gemäß § 9 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes. Weiters gehören in ihren Auf-
gabenbereich die Ausarbeitung von Empfehlun-
gen über die Gestaltung von Lehrveranstaltungen
und Prüfungen sowie die Befassung mit den Ur-
sachen von Studienverzögerungen und die Aus-
arbeitung von Empfehlungen zu ihrer Beseiti-
gung.

(3) Jeder Studienkommission haben in gleicher
Zahl, mindestens aber drei Vertreter folgender
drei Gruppen anzugehören:

a) Hochschulprofessoren;
b) Hochschulassistenten, Hochschuldozenten,

Lektoren, Lehrbeauftragte, Beamte und
Vertragsbedienstete des wissenschaftlichen
Dienstes, Bundeslehrer und Vertragslehrer,
Vertragsassistenten;

c) Studenten.

Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu be-
stellen. Die Vertreter der Hochschulprofessoren
sind von der zuständigen akademischen Behörde,
die Vertreter der Hochschulassistenten (sowie der
anderen unter lit. b erwähnten Personengruppen)
sind von einer vom Vorsitzenden des Dienst-
stellenausschusses für Hochschullehrer einzuberu-
fenden Versammlung, die Vertreter der Studen-
ten sind vom zuständigen Fachschaftsausschuß der
Österreichischen Hochschülerschaft zu entsenden.

(4) Die Studienkommissionen sind erstmalig
vom Rektor einzuberufen. Sie haben in ihrer
ersten Sitzung einen Vorsitzenden aus dem Kreise
der Hochschulprofessoren zu wählen. Die Bestim-
mungen des § 27 des Hochschul-Organisations-
gesetzes, BGBl. Nr. 154/1955, sind sinngemäß
anzuwenden.

(5) Zu einem Beschluß der Studienkommission
ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der Mitglieder erforderlich. Ein Antrag gilt als
angenommen, wenn mehr als die Hälfte der in
der Sitzung anwesenden Mitglieder für den An-
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trag gestimmt hat. Der Vorsitzende stimmt mit.
Ein Beschluß kommt jedoch nicht zustande, wenn
alle Mitglieder einer der im Abs. 3 genannten
Gruppen geschlossen gegen den Antrag gestimmt
haben. Im übrigen sind auf die Geschäftsführung
der Studienkommission die Bestimmungen des
§ 25 des Hochschul-Organisationsgesetzes sinn-
gemäß anzuwenden.

(6) Die Bestimmungen des § 5 des Hochschul-
Organisationsgesetzes gelten sinngemäß.

§ 13. Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Das Studienjahr 1968/69 ist ordentlichen
Hörern, die sich gemäß § 45 Abs. 8 des Allge-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes den auf
Grund dieses Bundesgesetzes zu erlassenden
Studienvorschriften unterworfen und im Studien-
jahr 1968/69 Lehrveranstaltungen einer der durch
dieses Bundesgesetz geschaffenen Studienrichtung
inskribiert haben, in die gemäß § 3 festgesetzte
Semesterzahl einzurechnen.

(2) Im Studienjahr 1968/69 inskribierte Lehr-
veranstaltungen gelten auch dann als ordnungs-
gemäß inskribiert, wenn sie nach dem Studien-
plan erst in einem der folgenden Semester zu
inskribieren wären.

(3) Lehrveranstaltungen, die nach den zu erlas-
senden Studienplänen (§ 17 Allgemeines Hoch-
schul-Studiengesetz) schon zu einem früheren
Zeitpunkt hätten inskribiert werden sollen, sind
bis zum Antreten zur nächsten Diplomprüfung
nachzuholen.

(4) Für ordentliche Hörer, die ihr Studium vor
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes begonnen
haben und sich den neuen Studienvorschriften
nicht gemäß § 45 Abs. 8 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes unterwerfen, gelten fol-
gende Bestimmungen:

a) Die Bestimmungen des § 30 Abs. 3 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes sind
anzuwenden;

b) die neuerliche Inskription von Lehrveran-
staltungen ist nur nach Maßgabe der Be-
stimmungen des § 30 Abs. 3 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes erforderlich.

(5) Personen, die an der Hochschule für
Bodenkultur die dritte Staatsprüfung abgelegt
haben, sind zur Führung des akademischen
Grades „Diplom-Ingenieur" (§ 2 Abs. 1) berech-
tigt. Auf Studierende, die im Sinne des § 45
Abs. 7 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
ihr Studium nach den bisher geltenden Studien-
vorschriften vollenden, sind die Bestimmungen
des § 2 Abs. 1 anzuwenden.

§14. D u r c h f ü h r u n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Die Studienordnungen für die im § 4
aufgezählten Studienrichtungen sowie die Studien-

ordnung zur Erwerbung des Doktorats der
Bodenkultur sind auf Grund der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit den
Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes zu erlassen.

(2) Die Durchführung der in diesem Bundes-
gesetz geregelten Studien ist durch geeignete
Lehr- und Forschungseinrichtungen auf dem
Gebiete der Bodenkultur zu sichern. Diese Lehr-
und Forschungseinrichtungen (§§ 58 bis 62 Hoch-
schul-Organisationsgesetz, BGBl. Nr. 154/1955)
sowie die von ihnen durchgeführten Forschungs-
programme haben den im § 1 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes festgelegten Zielen zu
dienen.

§ 15. I n k r a f t t r e t e n u n d
Vollziehung

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1969 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Unterricht betraut.

Jonas
Klaus Mock

2 9 3 . Bundesgesetz vom 10. Juli 1969
über katholisch-theologische Studien-

richtungen

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

§ 1.
(1) Die in diesem Bundesgesetz vorgesehenen

Studienrichtungen sind im Sinne der Bestim-
mungen des § 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, nach Maß-
gabe der Bestimmung des Artikels V § 1 Abs. 3
des Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhle
und der Republik Österreich, BGBl. II Nr. 2/
1934, entsprechend dem jeweiligen Fortschritt
der theologischen Wissenschaft und ihrer Hilfs-
und Grenzwissenschaften so zu gestalten, daß sie
der wissenschaftlichen Berufsvorbildung, der Ent-
wicklung der theologischen Wissenschaft und der
Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses
dienen.

(2) Das Studium an den Katholisch-theologi-
schen Fakultäten hat folgende Studienrichtungen
zu umfassen:

a) die fachtheologische Studienrichtung,
b) die religionspädagogischen Studienrichtun-

gen, und zwar
1. die selbständige religionspädagogische

Studienrichtung,
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2. die kombinierte religionspädagogische
Studienrichtung,

c) die philosophische Studienrichtung.
(3) An die Absolventen der im Abs. 2 lit. a

und b Z. 1 genannten Studienrichtungen wird
der akademische Grad „Magister der Theologie",
lateinische Bezeichnung „Magister theologiae", ab-
gekürzt „Mag. theol.", verliehen.

(4) An die Absolventen der im Abs. 2 lit. b
Z. 2 genannten Studienrichtung wird, sofern
das Thema der Diplomarbeit einem Prüfungsfach
dieser Studienrichtung angehört, der akademische
Grad gemäß Abs. 3 verliehen.

(5) An die Absolventen der im Abs. 2 lit. c
genannten Studienrichtung wird der akademische
Grad „Magister der Philosophie der Theologi-
schen Fakultät", lateinische Bezeichnung „Magi-
ster philosophiae facultatis theologicae", abge-
kürzt „Mag. phil. fac. theol.", verliehen.

(6) An die Absolventen des Doktoratsstudiums
gemäß § 15 wird der akademische Grad „Doktor
der Theologie", lateinische Bezeichnung „Doctor
theologiae", abgekürzt „Dr. theol.", an die
Absolventen des Doktoratsstudiums gemäß § 16
wird der akademische Grad „Doktor der Philo-
sophie der Theologischen Fakultät", lateinische
Bezeichnung „Doctor philosophiae facultatis
theologicae", abgekürzt „Dr. phil. fac. theol.",
verliehen.

§ 2. A u s b i l d u n g s z i e l e , S t u d i e n -
d a u e r u n d S t u d i e n a b s c h n i t t e d e r

S t u d i e n r i c h t u n g e n

(1) Die fachtheologische Studienrichtung hat
der wissenschaftlichen Berufsvorbildung insbe-
sondere der Priesterkandidaten zu dienen. Das
Diplomstudium hat zehn Semester zu umfassen.
Es hat aus zwei Studienabschnitten in der Dauer
von vier und sechs Semestern zu bestehen.

(2) Die selbständige religionspädagogische
Studienrichtung hat der wissenschaftlichen
Berufsvorbildung insbesondere für das Lehramt
in katholischer Religion an höheren Schulen zu
dienen. Das Diplomstudium hat zehn Semester zu
umfassen. Es hat aus zwei Studienabschnitten
in der Dauer von vier und sechs Semestern zu
bestehen.

(3) Die kombinierte religionspädagogische
Studienrichtung hat in Verbindung mit einer
an einer anderen Fakultät oder Hochschule ein-
gerichteten, der wissenschaftlichen, oder künstle-
rischen Berufsvorbildung für das Lehramt an
höheren Schulen dienenden Studienrichtung und
mit der pädagogischen Ausbildung für Lehramts-
kandidaten nach Maßgabe der hiefür geltenden
gesetzlichen Bestimmungen der wissenschaftlichen
Berufsvorbildung für das Lehramt in katholischer
Religion an höheren Schulen zu dienen. Das
Diplomstudium hat acht Semester zu umfassen.

Es hat aus zwei Studienabschnitten in der Dauer
von je vier Semestern zu bestehen. In der
Studienordnung ist unter Bedachtnahme auf die
wissenschaftlichen Zusammenhänge und den
Bedarf nach bestimmten wissenschaftlichen
Berufsvorbildungen für das Lehramt an höheren
Schulen festzusetzen, mit welchen Studienrich-
tungen die kombinierte religionspädagogische
Studienrichtung kombiniert werden darf. Die
Studienpläne sind so zu erstellen, die Lehrver-
anstaltungen so einzurichten und der Lehrstoff
so zu bemessen, daß die ordentlichen Hörer
das Studium der kombinierten religionspädagogi-
schen Studienrichtung gleichzeitig mit dem
Studium der anderen gewählten Studienrichtung
und der pädagogischen Ausbildung innerhalb der
vorgesehenen Studiendauer abzuschließen ver-
mögen (§ 2 Abs. 1 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz).

(4) Die philosophische Studienrichtung hat der
philosophischen Ausbildung im Sinne der Be-
stimmungen des § 1 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes zu dienen. Das
Diplomstudium hat acht Semester zu umfassen.
Es hat aus zwei Studienabschnitten in der Dauer
von je vier Semestern zu bestehen.

(5) Jeder Studienabschnitt ist mit einer
Diplomprüfung abzuschließen.

(6) Ordentliche Hörer, die im zweiten Studien-
abschnitt die Studienrichtung (§ 1 Abs. 2) wech-
seln, haben bis zur Anmeldung zum abschließen-
den Teil der zweiten Diplomprüfung ihre bis-
herigen Studien durch Ablegung der fehlenden
Vorprüfungen des ersten Studienabschnittes der
neuen Studienrichtung sowie durch Ablegung der
ersten Diplomprüfung in den auf die neue
Studienrichtung fehlenden Prüfungsfächern zu
ergänzen.

II. ABSCHNITT

Fachtheologische Studienrichtung

§3. E r s t e r S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Der erste Studienabschnitt hat in das Heils-
mysterium, in die Heilige Schrift und in die
Liturgie einzuführen, die Geschichte der Philo-
sophie und die systematische Philosophie samt
Gesellschaftslehre darzulegen sowie der Vermitt-
lung ergänzender Kenntnisse zu dienen. Aus der
Einführung in das Heilsmysterium ist genetisch
der Gesamtaufbau der theologischen Wissenschaft
zu entfalten.

(2) Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung
ist von den im § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes festgesetzten Bedin-
gungen abhängig zu machen, insbesondere aber
von folgenden Bedingungen:

a) der erfolgreichen Ablegung der in der
Studienordnung festgesetzten Vorprüfun-
gen;
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b) der positiven Beurteilung der Teilnahme
an mindestens einem Proseminar und einem
Seminar;

c) der erfolgreichen Ablegung der in den
Bestimmungen über die Hochschulberechti-
gung geforderten Zusatzprüfungen zur
Reifeprüfung. Soweit diese Bestimmungen
es zulassen, können die erforderlichen
Nachweise auch an einer wissenschaftlichen
Hochschule, insbesondere auch an einer
Katholisch-theologischen Fakultät erbracht
werden.

(3) Die erste Diplomprüfung hat folgende
Prüfungsfächer zu umfassen:

a) Einführung in das Heilsmysterium;
b) Fundamentalexegese;
c) Philosophische Anthropologie und Ethik;
d) Metaphysik mit philosophischer Gottes-

lehre.

(4) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form von Teilprüfungen durch
Einzelprüfer abzuhalten ist. Die Reihenfolge der
Prüfungsfächer ist vom Kandidaten bei der An-
meldung zur Diplomprüfung zu bestimmen. Die
Teilprüfungen der ersten Diplomprüfung sind
nach Wahl des Kandidaten entweder mündlich
oder in Form einer Prüfungsarbeit (Klausur-
arbeit) abzuhalten.

§4 . Z w e i t e r S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Der zweite Studienabschnitt hat dem ver-
tieften Studium der Heiligen Schrift und der
Liturgie, dem Studium der Fundamentaltheologie,
der dogmatischen und ökumenischen Theologie,
der Moraltheologie und Pastoraltheologie, der
Kerygmatik mit Homiletik und Katechetik, der
Kirchengeschichte, des kirchlichen Rechtes und
philosophischer Gegenwartsfragen sowie der Ver-
mittlung ergänzender Kenntnisse zu dienen.

(2) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
ist von den im § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes festgesetzten, insbe-
sondere aber von folgenden Bedingungen abhän-
gig zu machen:

a) der erfolgreichen Ablegung der ersten
Diplomprüfung ;

b) der erfolgreichen Ablegung der in der
Studienordnung festgesetzten Vorprüfun-
gen;

c) der positiven Beurteilung der Teilnahme
an mindestens drei Seminaren;

d) der Approbation der Diplomarbeit (§ 12).

(3) Die zweite Diplomprüfung hat folgende
Prüfungsfächer zu umfassen :

a) Biblische Theologie;
b) Dogmatische und ökumenische Theologie;
c) Moraltheologie;
d) Pastoraltheologie (im engeren Sinn).

(4) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Die Prüfungen aus zwei der in Abs. 3
genannten Prüfungsfächer sind in Form von Teil-
prüfungen durch Einzelprüfer, die Prüfungen aus
den anderen Prüfungsfächern sind in Form einer
kommissionellen Prüfung durch Einzelprüfer und
den Präses der Prüfungskommission abzuhalten.
Auf Antrag des Kandidaten ist die gesamte
Prüfung in Form einer kommissionellen Prü-
fung durch Einzelprüfer und den Präses der
Prüfungskommission abzuhalten. Die Reihen-
folge der Teilprüfungen ist vom Kandidaten, die
Reihenfolge der Prüfungsfächer der kommis-
sionellen Prüfung ist vom Präses der Prüfungs-
kommission zu bestimmen. Die Prüfungen sind
mündlich abzuhalten.

III. ABSCHNITT

Selbständige religionspädagogische Studien-
richtung

§5. E r s t e r S t u d i e n a b s c h n i t t

Auf den ersten Studienabschnitt der selbstän-
digen religionspädagogischen Studienrichtung sind
die Bestimmungen des § 3 anzuwenden.

§6. Z w e i t e r S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Der zweite Studienabschnitt hat den im
§ 4 Abs. 1 genannten Zielen mit der Maßgabe zu
dienen, daß die Ausbildung aus kirchlichem Recht
und Pastoraltheologie zugunsten der pädagogi-
schen Ausbildung sowie der vertieften Ausbil-
dung in Katechetik sinnvoll zu beschränken ist.

(2) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
ist von den im § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes festgesetzten, insbe-
sondere aber von folgenden Bedingungen abhän-
gig zu machen:

a) der erfolgreichen Ablegung der ersten
Diplomprüfung ;

b) der erfolgreichen Ablegung der in der
Studienordnung festgesetzten Vorprüfun-
gen;

c) der positiven Beurteilung der Teilnahme
an wenigstens zwei Seminaren und einem
pädagogischen Praktikum;

d) der Approbation der Diplomarbeit (§ 12).

(3) Die zweite Diplomprüfung hat folgende
Prüfungsfächer zu umfassen:

a) Biblische Theologie;
b) Dogmatische und ökumenische Theologie;
c) Moraltheologie;
d) Katechetik und Religionspädagogik;
e) Pädagogik nach Maßgabe der gesetzlichen

Bestimmungen über die pädagogische Aus-
bildung für Lehramtskandidaten.

(4) Auf die zweite Diplomprüfung sind die
Bestimmungen des § 4 Abs. 4 anzuwenden.
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IV. ABSCHNITT

Kombinierte religionspädagogische
Studienrichtung

§7. E r s t e r S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Der erste Studienabschnitt hat unter
Berücksichtigung der Bestimmungen des § 2
Abs. 3 erster und letzter Satz den im § 3 Abs. 1
genannten Zielen zu dienen.

(2) Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung
ist von den im § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes festgesetzten, insbe-
sondere aber von folgenden Bedingungen abhän-
gig zu machen:

a) der erfolgreichen Ablegung der in der
Studienordnung festgesetzten Vorprüfun-
gen;

b) der erfolgreichen Teilnahme an mindestens
einem Proseminar und einem Seminar;

c) der erfolgreichen Ablegung der in den
Bestimmungen über die Hochschulberechti-
gung geforderten Zusatzprüfungen zur
Reifeprüfung. § 3 Abs. 2 lit. c ist sinn-
gemäß anzuwenden.

(3) Die erste Diplomprüfung hat folgende
Prüfungsfächer zu umfassen :

a) Fundamentalexegese;
b) Methaphysik mit philosophischer Gottes-

lehre.

(4) Auf die erste Diplomprüfung sind die
Bestimmungen des § 3 Abs. 4 anzuwenden.

§8 . Z w e i t e r S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Der zweite Studienabschnitt hat dem
Studium der biblischen Theologie, der.
Fundamentaltheologie, der dogmatischen und
ökumenischen Theologie und der Moraltheologie,
der ergänzenden Einführung in die Pastoral-
theologie, die Kirchengeschichte, das kirchliche
Recht und philosophische Gegenwartsfragen, dem
Studium der Katechetik und Religions-
pädagogik sowie der pädagogischen Ausbildung
zu dienen.

(2) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
ist von den im § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes festgesetzten, insbe-
sondere aber von folgenden Bedingungen abhän-
gig zu machen:

a) der erfolgreichen Ablegung der ersten
Diplomprüfung ;

b) der erfolgreichen Ablegung der in der
Studienordnung festgesetzten Vorprüfun-
gen;

c) der positiven Beurteilung der Teilnahme an
mindestens einem Seminar und einem päd-
agogischen Praktikum;

d) der Approbation der Diplomarbeit. § 12
ist anzuwenden, sofern das Thema der
Diplomarbeit einem Prüfungsfach der
kombinierten religionspädagogischen Stu-
dienrichtung angehört.

(3) Die zweite Diplomprüfung hat folgende
Prüfungsfächer zu umfassen:

a) Biblische Theologie;
b) Dogmatische und ökumenische Theologie;
c) Moraltheologie.

(4) Auf die zweite Diplomprüfung sind die
Bestimmungen des § 4 Abs. 4 sinngemäß anzu-
wenden.

V. ABSCHNITT

Philosophische Studienrichtung an den Katholisch-
theologischen Fakultäten

§9. A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

(1) Das Studium der Philosophie an den
Katholisch-theologischen Fakultäten ist entspre-
chend dem jeweiligen Fortschritt der philosophi-
schen Forschung unter besonderer Berücksichti-
gung der religiösen Grundfragen des Menschen
zu gestalten.

(2) Die philosophische Studienrichtung ist nur
an jenen Katholisch-theologischen Fakultäten
einzurichten, an denen ein Philosophisches Institut
besteht, das eine Gesamtausbildung in systemati-
scher und historischer Philosophie gewährleistet.

(3) Das Recht, die akademischen Grade gemäß
§ 1 Abs. 5 und Abs. 6 zweiter Halbsatz zu
verleihen, steht der Katholisch-theologischen
Fakultät zu (§ 35 Abs. 3 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz). Es ist Sache des Philosophischen
Institutes, das dazu erforderliche akademische
Verfahren vorschriftsmäßig durchzuführen.

§10. E r s t e r S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Der erste Studienabschnitt hat in das
Studium der Philosophie einzuführen und ins-
besondere der Erarbeitung ihrer historischen
und systematischen Grundlagen zu dienen.

(2) Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung
ist von den im § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes festgesetzten, insbe-
sondere aber von folgenden Bedingungen abhän-
gig zu machen:

a) der erfolgreichen Ablegung der in der
Studienordnung festgesetzten Vorprüfun-
gen;

b) der erfolgreichen Teilnahme an einem Pro-
seminar und mindestens einem Seminar;

c) der erfolgreichen Ablegung der in den
Bestimmungen über die Hochschulberech-
tigung geforderten Zusatzprüfungen zur
Reifeprüfung. § 3 Abs. 2 lit. c ist sinn-
gemäß anzuwenden.



1530 73. Stück — Ausgegeben am 13. August 1969 — Nr. 293

(3) Die erste Diplomprüfung hat folgende
Prüfungsfächer zu umfassen:

a) Philosophische Anthropologie;
b) Metaphysik mit philosophischer Gottes-

lehre;
c) Ethik.

(4) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form von mündlichen Teil-
prüfungen durch Einzelprüfer abzuhalten ist. Die
Reihenfolge der Prüfungsfächer hat der Kandidat
bei der Anmeldung zur Diplomprüfung zu be-
stimmen.

§11. Z w e i t e r S t u d i e n a b s c h n i t t

(1) Der zweite Studienabschnitt hat einem
vertieften Eindringen in die philosophische For-
schung und dem Studium der Spezialprobleme
der Philosophie und ihrer Grenzgebiete, insbe-
sondere der Religionswissenschaft und der
Gesellschaftslehre, zu dienen.

(2) Die Zulassung zur zweiten Diplomprüfung
ist von den im § 27 Abs. 2 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes festgesetzten, insbe-
sondere aber von folgenden Bedingungen ab-
hängig zu machen:

a) der erfolgreichen Ablegung der ersten
Diplomprüfung ;

b) der erfolgreichen Ablegung der in der
Studienordnung festgesetzten Vorprüfun-
gen;

c) der erfolgreichen Teilnahme an mindestens
vier Seminaren;

d) der Approbation der Diplomarbeit (§ 12).

(3) Die zweite Diplomprüfung hat folgende
Prüfungsfächer zu umfassen:

a) Grundfragen der systematischen Philo-
sophie;

b) Philosophische Problemgeschichte.

(4) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in Form einer kommissionellen
Prüfung vom gesamten Prüfungssenat abzuhalten
ist. Sie hat aus schriftlichen und mündlichen
Prüfungsteilen zu bestehen. Die schriftliche Prü-
fung hat aus Prüfungsarbeiten in der Form von
Klausurarbeiten zu bestehen.

VI. ABSCHNITT

Diplomarbeit

§12.
(1) Das Thema der Diplomarbeit ist einem

der Prüfungsfächer der Diplomprüfungen oder
der Vorprüfungen der gewählten Studienrichtung
zu entnehmen.

(2) Das Thema der Diplomarbeit ist spätestens
im drittletzten einrechenbaren Semester des
zweiten Studienabschnittes zu vergeben.

(3) Der abschließende Teil der zweiten Diplom-
prüfung kann frühestens vier Monate nach Ein-
reichung der Diplomarbeit abgelegt werden.

(4) Die zweite Diplomprüfung hat jedenfalls
eine Prüfung über das in Betracht kommende
Teilgebiet des Prüfungsfaches zu enthalten, dem
das Thema der Diplomarbeit zuzuordnen ist.

VII. ABSCHNITT

Einrechnung von Studien an kirchlichen
theologischen Lehranstalten

§13.
(1) Tritt ein Studierender von einer kirchlichen

theologischen Lehranstalt (Artikel V § 1 des
Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhle und
der Republik Österreich) an eine Katholisch-
theologische Fakultät über, so sind die an der
Lehranstalt absolvierten Studien in die vorge-
schriebene Studiendauer einzurechnen (§ 20
Abs. 4 Allgemeines Hochschul-Studiengesetz),
soweit sie in sinngemäßer Anwendung der Be-
stimmungen des § 1 Abs. 1 und 2 und der §§ 2
bis 8 dieses Bundesgesetzes sowie der in Betracht
kommenden Bestimmungen des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes eingerichtet wurden.

(2) Unter der im Abs. 1 genannten Vorausset-
zung sind an solchen Lehranstalten abgelegte
Prüfungen als Ergänzungsprüfungen oder Vor-
prüfungen anzuerkennen, wenn der von der
Lehranstalt namhaft gemachte Prüfer

a) die Lehrbefugnis für das betreffende Fach
besitzt oder

b) von einer Katholisch-theologischen Fakul-
tät zur Abnahme der jeweiligen Prüfungen
auf die Dauer von drei Jahren bevoll-
mächtigt wurde.

(3) Unter den gleichen Voraussetzungen sind
an einer solchen Lehranstalt abgelegte Prüfungen
als Diplomprüfungen anzuerkennen, wenn sie
unter dem Vorsitz

a) eines von einer Katholisch-theologischen
Fakultät hiezu bestellten Universitäts-
professors oder

b) eines sonst von einer Katholisch-theologi-
schen Fakultät hiezu Bevollmächtigten ab-
gelegt wurden. Vor der in angemessener
Frist vorzunehmenden Bevollmächtigung
ist der kirchlichen theologischen Lehranstalt
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Im Falle eines Übertrittes gemäß Abs. 1
ist die Bestimmung des § 21 Abs. 2 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes nicht anzu-
wenden.

§14.

(1) Absolventen kirchlicher theologischer Lehr-
anstalten ist der im § 1 Abs. 3 und 4 genannte
Diplomgrad zu verleihen, wenn
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a) nach Einrechnung der Studien gemäß § 13
Abs. 1 die im § 2 Abs. 1 bis 3 genannte
Studiendauer erreicht wurde;

b) die abgelegten Prüfungen gemäß § 13 Abs. 2
und 3 anerkannt wurden;

c) die Diplomarbeit von einem fachzustän-
digen Universitätsprofessor der Katholisch-
theologischen Fakultät approbiert oder von
einem fachzuständigen Universitätsdozen-
ten an der betreffenden Lehranstalt be-
treut und approbiert wurde. § 25 Abs. 1
und 2 sowie § 26 Abs. 9 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes sind sinngemäß
anzuwenden.

(2) Ein Übertritt gemäß § 13 ist nicht erforder-
lich.

VIII. ABSCHNITT

Doktoratsstudien

§15. D o k t o r a t d e r T h e o l o g i e

(1) Voraussetzungen für die Erwerbung des
Doktorates der Theologie sind:

a) die erfolgreiche Ablegung der zweiten
Diplomprüfung gemäß § 4 oder § 6 oder
die Erfüllung gleichwertiger Bedingungen
gemäß § 14;

b) die Absolvierung der spezialisierenden
Doktoratsstudien (§13 Abs. 1 lit. b Allge-
meines Hochschul-Studiengesetz) ;

c) die Approbation der Dissertation;
d) die erfolgreiche Ablegung des Rigorosums.

(2) Das Thema der Dissertation ist den gemäß
§ 2 Abs. 1 und 2, §§ 3 bis 6 eingerichteten
Studien zu entnehmen. Gehört das Thema der
Dissertation nicht einem der in Abs. 4 lit. b
genannten Fächer an, so hat es einen echten
thematischen Zusammenhang mit einem dieser
Fächer aufzuweisen. Der neben dem Betreuer
des Verfassers der Dissertation zu bestellende
zweite Begutachter hat in diesem Fall ein Ver-
treter dieses Faches zu sein.

(3) Die Zulassung zum Rigorosum ist von
den im § 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes festgesetzten Bedingungen ab-
hängig zu machen.

(4) Das Rigorosum hat folgende Prüfungs-
fächer zu umfassen:

a) das Fach, dem das Thema der Dissertation
angehört. Die Dissertation ist öffentlich zu
verteidigen (defensio dissertationis, § 25
Abs. 3 Allgemeines Hochschul-Studien-
gesetz);

b) nach Wahl des Kandidaten eines der fol-
genden Fächer:
1. Altes Testament,
2. Neues Testament,
3. Dogmatik,

4. Fundamentaltheologie,
5. Moraltheologie,
6. Pastoraltheologie und Liturgiewissen-

schaft,
7. Kirchengeschichte,
8. Kirchliches Recht.

(5) Das Rigorosum ist eine Gesamtprüfung,
die in der Form einer kommissionellen Prüfung
vom gesamten Prüfungssenat abzuhalten ist. Die
Prüfungen sind mündlich abzuhalten.

§16 . D o k t o r a t d e r P h i l o s o p h i e an
e i n e r K a t h o l i s c h - t h e o l o g i s c h e n

F a k u l t ä t

(1) Voraussetzung für die Erwerbung des
Doktorates der Philosophie an einer Katholisch-
theologischen Fakultät ist:

a) die erfolgreiche Ablegung der zweiten
Diplomprüfung gemäß § 11 ;

b) die Absolvierung der spezialisierenden
Doktoratsstudien (§13 Abs. 1 lit. b Allge-
meines Hochschul-Studiengesetz);

c) die Approbation der Dissertation;
d) die erfolgreiche Ablegung des. Rigorosums.

(2) Das Thema der Dissertation ist dem
Gesamtbereich der Philosophie und ihrer Grenz-
gebiete zu entnehmen.

(3) Die Zulassung zum Rigorosum ist von den
im § 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes festgesetzten Bedingungen ab-
hängig zu machen. In der Studienordnung kann
die Ablegung einer Vorprüfung über philosophi-
sche Spezialprobleme sowie die Ablegung einer
weiteren Vorprüfung aus einem den gemäß §§ 10
und 11 eingerichteten Studien angehörenden vom
Kandidaten zu wählenden Fach, das nicht
Prüfungsfach des Rigorosums ist, vorgesehen
werden.

(4) Das Rigorosum hat zu umfassen :
a) eine Prüfung aus dem systematischen und

problemgeschichtlichen Gesamtbereich, dem
die Dissertation angehört, sowie die
Verteidigung der Dissertation;

b) eine Prüfung aus einem den gemäß §§ 10
und 11 eingerichteten Studien angehören-
den Fach nach Wahl des Kandidaten, dessen
Kombination mit dem Dissertationsfach
wissenschaftlich sinnvoll ist. Im Zweifel ent-
scheidet das Professorenkollegium.

(5) Auf das Rigorosum sind die Bestimmungen
des § 15 Abs. 5 anzuwenden.

IX. ABSCHNITT

Hochschullehrgang zur Fortbildung für Absol-
venten der fachtheologischen Studienrichtung

§ 17.

Für Absolventen der fachtheologischen Studien-
richtung ist von den Katholisch-theologischen
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Fakultäten ein Hochschullehrgang zur Fortbil-
dung (§ 18 Abs. 4 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz) in der Dauer von zwei Semestern
durchzuführen. Er hat der spezialisierten Aus-
bildung in pastoraltheologischen, religions-
pädagogischen und anderen Fächern des katho-
lisch-theologischen Studiums zu dienen.

X. ABSCHNITT

Durchführungs-, Übergangs- und Schluß-
bestimmungen

§ 18.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Oktober
1969 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Konkordates über
das Studium der katholischen Theologie bleiben
unberührt.

(3) Unbeschadet der Bestimmung des Abs. 2
treten mit Beginn des Studienjahres 1969/70 alle
das Studium an den Katholisch-theologischen
Fakultäten betreffenden Studienvorschriften, ins-
besondere die Verordnung des Ministers für
Kultus und Unterricht vom 26. Dezember 1909,
RGBl. Nr. 4/1910, womit provisorische grund-
sätzliche Bestimmungen für die Abhaltung von
theologischen Fachprüfungen an den in und außer
dem Verbande einer Universität stehenden
Katholisch-theologischen Fakultäten getroffen
werden, und die Verordnung des Ministers für
Kultus und Unterricht vom 8. April 1903, RGBl.
Nr. 97, durch welche für die theologischen
Fakultäten der k.k. Universitäten in Wien, Graz,
Innsbruck sowie die k.k. Theologische Fakultät
in Salzburg, bezüglich der Erlangung des
theologischen Doktorates heue Bestimmungen er-
lassen werden, außer Kraft; Die genannten Be-
stimmungen sind jedoch nach Maßgabe des Abs. 6
weiter anzuwenden.

(4) Die Studienordnungen für die im § 1
Abs. 2 aufgezählten Studienrichtungen sowie die
Studienordnungen für die Doktoratsstudien
gemäß §§ 15 und 16 sind auf Grund der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in Verbin-
dung mit. den Bestimmungen des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes zu erlassen.

(5) Die Durchführung der in diesem Bundes-
gesetz geregelten Studien ist durch geeignete.
Lehr- und Forschungseinrichtungen an den mit
der Durchführung dieser Studien zu betrauenden
Fakultäten zu sichern.

(6) Auf ordentliche Hörer der katholischen
Theologie, die ihr Studium vor Inkrafttreten

dieses Bundesgesetzes begonnen haben oder vor
Inkrafttreten der Studienordnung und des
Studienplanes für die von ihnen gewählte
Studienrichtung beginnen werden, ist § 45
Abs. 7 und 8 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes anzuwenden. Auf Studierende
kirchlicher theologischer Lehranstalten (§ 13), die
ihr vor diesem Zeitpunkt begonnenes Studium
an einer Katholisch-theologischen Fakultät fort-
setzen, sind die genannten Bestimmungen sinn-
gemäß anzuwenden.

(7) Bewerbern, die ihr Hochschulstudium vor
Inkrafttreten der auf Grund der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit. den
Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes zu erlassenden Studienordnungen
und Studienpläne begonnen haben oder beginnen
werden und an einer inländischen Katholisch-
theologischen Fakultät oder an einer kirchlichen
theologischen Lehranstalt (§ 13) durch Erlangung
des Absolutoriums abgeschlossen haben oder nach
den derzeit geltenden Bestimmungen ab-
schließen werden, ist auf Antrag der akademische
Grad „Magister der Theologie" (§ 1 Abs. 3) zu
verleihen, wenn sie eine selbständig verfaßte
schriftliche Arbeit zur Approbation vorlegen,
die einer Diplomarbeit gemäß § 12 Abs. 1 und 2
gleichwertig ist. Auf Absolventen kirchlicher
theologischer Lehranstalten ist hiebei § 14 Abs. 1
lit. c sinngemäß anzuwenden.

(8) Werden Diplomprüfungen gemäß § 24
Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset-
zes in Form von Teilprüfungen durch Einzel-
prüfer abgehalten (§§ 3 Abs. 4; 4 Abs. 4; 5; 6
Abs. 4; 7 Abs. 4; 8 Abs. 4 und 10 Abs. 4), so
setzt die Zulassung zu jeder Teilprüfung die In-
skription der für dieses Fach in Betracht kom-
menden Lehrveranstaltungen sowie die positive
Beurteilung der Teilnahme an den für dieses Fach
in Betracht kommenden Lehrveranstaltungen der
in § 27 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes genannten Art, die positive Beurtei-
lung einer allenfalls für das betreffende Fach ge-
forderten Prüfungsarbeit und die Ablegung der
die allenfalls geforderten Vorkenntnisse für das
betreffende Fach betreffenden Vorprüfungen vor-
aus.

§ 19.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Unterricht betraut.

Jonas
Klaus Mock


